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Zusammenfassung

Zusammenfassung

Der durch menschliche Aktivitäten verursachte Klimawandel hat besorgnis-
erregende Folgen für Deutschland und die Welt. Die CO2-Emissionen in 
Deutschland sind seit acht Jahren nicht mehr nennenswert gesunken – 
dies gilt trotz steigendem Anteil erneuerbarer Energien auch für die Strom-
erzeugung. Einen großen Anteil an den Emissionen hat die  Verstromung 
von Braun- und Steinkohle. Diese ist aus verschiedenen Gründen, 
insbesondere wegen Versäumnissen bei der Energie- und Klimapolitik, 
in den letzten Jahren nahezu konstant geblieben.

1. Die neue Bundesregierung sollte daher unverzüglich 
einen Kohleausstieg einleiten. Damit könnten nicht nur 
große Emissionsreduktionen zu relativ geringen Kosten 
erreicht werden, sondern es gäbe zudem erhebliche po
sitive Wirkungen auf Umwelt und menschliche Gesund
heit, vor allem, weil die Emissionen von Quecksilber, 
Schwefel dioxid, Stickstoffoxiden und Feinstäuben redu
ziert würden. Eine emissionsarme Stromerzeugung ist 
darüber hinaus Voraussetzung für die erfolgreiche De
karbonisierung des Verkehrs und der Wärmever sorgung, 
die im Zuge einer Sektorkopplung zunehmend strom
basiert sein werden.

Um zügig aus der Kohleverstromung auszusteigen, sind 
verschiedene Herausforderungen anzugehen: Die ver
lässliche Versorgung mit Strom ist zu gewährleisten, 
der Ausstieg für die direkt betroffenen 20.000 bis 30.000 
 Arbeitsplätze in der Kohleindustrie sowie für die betrof
fenen Regionen ist sozialverträglich auszugestalten und 
die Finanzierung der BergbauFolgekosten muss abge
sichert werden. Der Sachverständigenrat für Umwelt
fragen (SRU) hält alle drei Herausforderungen für  
lösbar und stellt in dieser Stellungnahme entsprechende 
Maßnahmen dar. Die neue Bundesregierung sollte zudem 
unmittelbar nach der Regierungsbildung folgende wich
tige Entscheidungen zur Ausgestaltung eines Kohleaus
stiegs treffen:

Festlegung eines CO2-Emissionsbudgets für die 
Kohlewirtschaft

 ɦ Aus wissenschaftlicher Sicht sollten die zukünftigen 
Emissionen der deutschen Kohlekraftwerke die 
Ge samt  menge von 2.000 Mt CO2 nicht überschreiten, 
wenn Deutschland den notwendigen Beitrag zum in 
Paris vereinbarten Klimaschutzabkommen leisten 
möchte. Die genaue Verteilung der Restmengen ist mit 

Verteilungs effekten verbunden, die von der Politik 
mitbedacht  werden müssen. Ein Festschreiben des 
verbleibenden CO2Emissionsbudgets in einem ent
sprechenden Kohleausstiegsgesetz, vergleichbar mit 
dem Atomkonsens aus dem Jahr 2000, würde Planungs
sicherheit für Betreiber und weitere Betroffene leisten.

Einleiten eines Kohleausstiegs in drei Phasen
 ɦ Der SRU hält aus Gründen der wirtschaftlichen 

Struktur entwicklung und der Versorgungssicherheit 
einen drei stufigen Kohleausstieg für sinnvoll: 

 – ein schneller Beginn des Ausstiegs mit der kurz
fristigen Stilllegung besonders emissionsintensiver 
Kraftwerke bis 2020,

 – zur Sicherstellung der Versorgungssicherheit und 
Abfederung der sozialen Herausforderungen ein 
vorübergehender Weiterbetrieb der moderneren 
Kohle kraftwerke bis 2030 mit begrenzter Auslas
tung,

 – ein sukzessives Abschalten der letzten Kohlekraft
werke im Verlauf der 2030erJahre unter Einhaltung 
des vorher festgelegten CO2Emmissionsbudgets.

Einsetzen einer Kohlekommission zur parallelen 
Ausgestaltung des Ausstiegspfades und  
der Strukturpolitik

 ɦ Die Kommission sollte sich aus Betroffenen aller Berei
che zusammensetzen. Wichtig ist, dass sie die Bundes
regierung nicht beim „Ob“ eines Kohleausstiegs berät, 
sondern beim „Wie“ entlang des von der Bundes
regierung vorab definierten CO2Emissionsbudgets. 
Parallel dazu müssen Strategien erarbeitet werden, wie 
sich die betroffenen Regionen weiterentwickeln sollen.
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1 Einleitung

2. Wenn es in den nächsten Jahren nicht gelingt, die glo
balen Treibhausgasemissionen deutlich zu reduzieren, 
drohen katastrophale Folgen. Die dramatischen Auswir
kungen eines unverminderten Klimawandels zeichnen 
sich immer stärker ab. Neueste Erkenntnisse weisen bei
spielsweise darauf hin, dass auch der Golfstrom stärker 
als bisher vermutet betroffen sein könnte (LIU et  al. 
2017). Dies hätte erhebliche Auswirkungen auch auf das 
hiesige Klima. Weiterhin spielen die Folgen des Klima
wandels – in enger Verbindung mit daraus resultierender 
Nahrungs mittelknappheit und Armut – auch eine große 
Rolle für Migrationsbewegungen.

Auf der anderen Seite gibt es in den letzten Jahren auch 
viele hoffnungsvolle Entwicklungen. Die Klima konferenzen 
in Paris (2015) und Marrakesch (2016) haben gezeigt, dass 
immer mehr Länder sich ihrer Verantwortung bewusst sind. 
In den letzten Jahren blieben die globalen Emissionen trotz 
eines anhaltenden Wirtschaftswachstums ungefähr kons
tant (LE QUÉRÉ 2016). Die Kohleverstromung beginnt in 
China zurückzugehen und steigt in Indien langsamer an als 
bisher. Dies könnte dazu führen, dass die für 2030 global 
erwarteten Emissionen trotz des jüngsten Richtungswech
sels in der USamerikanischen Klimapolitik  unterschritten 
werden (HÖHNE et al. 2017). Ursache dafür ist auch der 
Erfolg der erneuerbaren Energien, insbesondere der Pho
tovoltaik und OnshoreWindkraftanlagen. Beide Techno
logien haben in den letzten Jahren eine  starke Kostende
gression erfahren und sind vielerorts bereits günstiger als 
konventionelle Kraftwerkstechnologien.

3. Deutschland steht vor einer paradoxen Situation: 
Zwar hat es durch die frühzeitige Förderung der erneuer
baren Energien maßgeblich zu deren erfolgreichen globa
len Verbreitung beigetragen. Dennoch besteht die Ge
fahr, dass die eigenen nationalen Klimaschutzziele für 
2020 und 2030 nicht eingehalten werden. Die Treibhaus
gasemissionen in Deutschland sind seit acht Jahren nicht 
mehr nennenswert gesunken. Das ist insbesondere auf 
die nahezu konstant gebliebene Verstromung der Kohle 
zurückzuführen, welche mehr als ein Viertel der nationa
len Emissionen verursacht (UBA 2017c). Aus diesem 
Grund muss die Bundesregierung nach Auffassung des 
Sachverständigenrates für Umweltfragen (SRU) zusätz
liche Klima schutzmaßnahmen beschließen. Ein wichti
ger Schritt Richtung Zielerreichung wäre hierbei der 
 unverzügliche Beginn eines Ausstieges aus der Kohlever
stromung. Die Klimaschutzziele jetzt aufzuweichen, 
wäre dagegen unverantwortlich.

Durch die widersprüchliche Entwicklung wird Deutsch
land seiner internationalen Verantwortung nicht gerecht 
und setzt – als Gastgeber der internationalen Klima kon
ferenz 2017 – seine internationale Glaubwürdigkeit aufs 
Spiel (SRU 2016). Mit dieser Stellungnahme fordert 
der SRU die Bundesregierung daher eindringlich auf, 
schnellstmöglich einen schrittweisen Kohleausstieg zu 
initiieren und diesen durch einen konsensorientierten 
Beteiligungsprozess zu begleiten.

2  Nutzen eines Kohleausstiegs

4. Eine schnelle und wirksame Reduzierung der Kohle
verstromung in Deutschland würde einen wichtigen und 
kostengünstigen Beitrag zum Klima, Umwelt und Ge
sund heits schutz leisten. Sie hätte zudem große energie
wirtschaftliche Vorteile.

2.1 Klimaschutz

2.1.1 Folgen des Klimawandels für 
Deutschland und die Welt

5. Die Risiken eines ungebremsten Klimawandels sind 
für viele Sektoren ausführlich untersucht (IPCC 2014; 

O’NEILL et al. 2017). So werden tief greifende Verände
rungen   für die Ökosysteme erwartet (OSTBERG et al. 
2013; GERTEN et  al. 2013). Dies gilt nicht nur für 
Korallen riffe und die Lebensräume der Arktis, die bereits 
jetzt stark vom Klima wandel beeinflusst werden. Modell
berechnungen zeigen selbst bei einer Begrenzung des 
Temperaturanstiegs auf 2 °C, dass bis zu ein Fünftel der 
globalen Landfläche mit hoher Wahrscheinlichkeit zu
mindest einen mittelstarken Ökosystemwandel durch
leben könnte. Bei einem Temperaturanstieg um 5 °C je
doch wäre das für ungefähr 80 % der globalen Landfläche 
der Fall (OSTBERG et al. 2013). Dies hätte Veränderun
gen der grundlegenden biogeochemischen und struktu
rellen Eigenschaften eines Ökosystems zur Folge, woraus 
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das Risiko einer substanziellen Änderung ganzer Ökosys
temeigenschaften resultiert. Ähnlich tief greifende Aus
wirkungen werden für Meeresökosysteme vorhergesagt 
(HOEGHGULDBERG und BRUNO 2010).

Darüber hinaus treten bereits jetzt zunehmend extreme 
Wetter ereignisse wie Hitze und Dürreperioden, Extrem
niederschläge und Überschwemmungen auf. Die daraus 
resultierenden Risiken für Mensch und Natur werden sich 
mit erhöhtem Treibhausgasausstoß vergrößern. So kann 
bei einer ambitionierten Klimapolitik mit einem Meeres
spiegel anstieg von 28 bis 56  cm, bei unverminderten 
Treibhaus gasemissionen jedoch mit 57 bis 131 cm bis zum 
Jahre 2100 gerechnet werden (MENGEL et al. 2016). Ein 
solcher Anstieg hätte existenzielle Konsequenzen für ei
nige Regionen, wie beispielsweise die Malediven, deren 
Inseln kaum mehr als einen Meter über dem Meeres niveau 
 liegen. 

Zudem wird damit gerechnet, dass sich mit steigenden 
Temperaturen auch die Süßwasserverfügbarkeit wesent
lich verringert (SCHEWE et  al. 2014). So werden die 
 Auswirkungen eines Temperaturanstieges über 2 °C vor
aussichtlich dazu führen, dass der Anteil der unter Bedin
gungen absoluter Wasserknappheit lebenden Menschen 
um 40  % steigt (ebd.). Die schwindende Verfügbarkeit 
von Süßwasser hätte in einigen Regionen schwerwiegen
de Auswirkungen auf die Pflanzenproduktion (ELLIOTT 
et al. 2014). Die Auswirkungen des Klimawandels führen 
unter anderem deswegen in vielen Erdregionen zu einem 
Rückgang der Erträge der landwirtschaftlichen Nahrungs
mittelproduktion (ROSENZWEIG et al. 2014). Im Afrika 
südlich der Sahara kann bereits eine globale Erwärmung 
von 1,5 °C bis 2030 dazu führen, dass 40 % der derzeiti
gen Maisanbaufläche für die verwendeten Sorten nicht 
mehr geeignet ist (World Bank 2013). Sollte die Tempe
ratur um mehr als 2 °C steigen, so könnten die gesamten 
landwirtschaft lichen Erträge nicht nur in dieser Region 
um rund 15 bis 20 % zurückgehen (ebd.), was tief grei
fende Folgen für die Ernährungssicherheit hätte. Dies 
würde möglicherweise auch zu Flüchtlingsbewegungen 
aus den entsprechenden Regionen beitragen. Veränderun
gen des Klimasystems haben darüber hinaus direkte und 
indirekte Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit. 
Zum einen beeinflussen die Zunahme extremer Wetter
ereignisse, wie zum Beispiel Hitzeperioden, direkt die 
menschliche Gesundheit in Form von erhöhten Mortali
täten und  Morbidität (IPCC 2014, S. 741). Darüber hin
aus bestehen indirekte Effekte, die sich aus der Änderung 
von Umwelt und Ökosystemen ergeben. Durch die Ände
rung des Verbreitungs gebietes von krankheitsübertragen
den Insekten verändert sich beispielsweise auch das Vor
kommen bestimmter Krankheiten (ebd.). Eine weitere 
indirekte Folge des Klimawandels auf die menschliche Ge
sundheit resultiert aus den gesellschaftlichen Verände

rungen, die der Klimawandel mit sich bringt (ebd.). Unter
ernährung, mentaler Stress und finanzielle Verluste 
können aus klimawandelbedingten Entwicklungen folgen 
und negativ auf die menschliche Gesundheit wirken 
(ebd.). 

6. Eine fortschreitende Klimaerwärmung kann zu groß
skaligen und häufig unwiderruflichen Veränderungs
prozessen im Erdsystem führen. Diese „Kipppunkt
prozesse“ sind nichtlineare Prozesse, die bei Übertreten 
eines kritischen Schwellenwertes einen qualitativen 
 Zustandswechsel durchlaufen. Im Erdsystem kann dies 
zu grundlegenden Ver änderungen der Lebensgrundlagen 
eines Großteils der Menschheit führen. Beispielsweise 
wurden Belege dafür entdeckt, dass die thermohaline 
 Atlantikzirkulation an Kraft verliert, was vermutlich 
mit einem klimawandelbedingten Abschmelzen des 
Grön ländischen Eisschildes in Zusammenhang steht 
(RAHMSTORF et  al. 2015; LIU et  al. 2017). Bei einer 
weiteren Temperaturerhöhung besteht das Risiko, dass 
sich diese Entwicklung verschärft. Die auch ver ein
fachend als „Golfstromsystem“ bezeichnete Atlantik
zirkulation sorgt dafür, dass warme Wassermassen in 
den Norden transportiert werden, und bewirkt dort 
damit ein mildes Klima. Eine Abschwächung dieses 
 Umwälzsystems hätte drastische Auswirkungen auf die 
 Wettersysteme insbesondere in Europa (LEVERMANN 
et al. 2012; 2005).

7. Auch in Deutschland äußern sich die Auswirkungen 
des Klimawandels regional unterschiedlich, betreffen 
grundsätzlich aber viele verschiedene gesellschaftliche 
Bereiche (BRASSEUR et al. 2017). Bei einem ungebrems
ten Anstieg der globalen Treibhausgasemissionen wird 
auch für Deutschland erwartet, dass sich die bereits be
stehenden Ver änderungen des Klimasystems deutlich 
verschärfen (DEUTSCHLÄNDER und MÄCHEL 2017). 
Dies bezieht sich beispielsweise auf die steigende Anzahl 
von Hitze tagen und das Auftreten von Hitzewellen. Die 
Hitzewelle 2003 forderte in mehreren Ländern Europas 
zwischen 25.000 und 52.000 zusätzliche Todesfälle 
(LARSEN 2006; KOPPE et al. 2004). In Frankreich wur
den zum Beispiel 15.000 Todesfälle registriert, in Italien 
circa 10.000 und Deutschland hatte etwa 7.000 Todes
opfer zu verzeichnen (GREWE et al. 2014; JENDRITZKY 
2007; ROBINE et al. 2007).

Darüber hinaus wird für Deutschland mit einer Verände
rung des Niederschlagsmusters gerechnet. Viele Regionen 
in Deutschland erleben bereits, dass winterliche Stark
niederschläge zunehmen und Hagelschlag häufiger auf
tritt. Es ist zu erwarten, dass sich dieser Trend bei unge
bremstem Klimawandel weiter intensiviert (KUNZ et al. 
2017). Außerdem wird von einem Anstieg von Hoch
wasserereignissen ausgegangen. Eine Studie, die die fünf 
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größten Flüsse Deutschlands betrachtete, kam zu dem 
 Ergebnis, dass bei einem ungebremsten Klimawandel bis 
Ende des Jahrhunderts mit einer Zunahme von Hoch
wasserschäden gerechnet werden muss (HATTERMANN 
et al. 2016). Das Hochwasser an der Elbe im Jahr 2013 
zeigte die möglichen Ausmaße derartiger Extremereignisse.

Sowohl die prognostizierten Temperatur als auch Nieder
schlagsveränderungen bringen auch in Deutschland Risi
ken für die menschliche Gesundheit, Natur und Umwelt 
mit sich. Beispielsweise zeichnen sich überwiegend nega
tive Auswirkungen auf den Boden in Deutschland ab 
(PFEIFFER et al. 2017). Die organische Substanz sowie 
die Nährstoffreserven in den Böden nehmen ab. Zu
sammen mit abwechselnder oder regional unterschiedlich 
auftauchender Vernässung, Austrocknung und Boden
erosion führt dies zu einer abnehmenden Bodenfrucht
barkeit und gefährdet somit die Produktionsfunktion des 
Bodens. Auch der Wald in Deutschland ist be troffen. Im 
Zuge des Klima wandels verändern sich die Verbreitungs
gebiete von Baum arten und die Arten zusammensetzung 
der Wälder. Ver änderte  Niederschlagsstrukturen und län
gere Hitze perioden begünstigen die Entwicklung von 
Schadinsekten sowie das Auftreten von Waldbränden 
(KÖHL et al. 2017).

Die durch den Klimawandel veränderten Witterungs
bedingungen belasten auch die menschliche Gesundheit 
(AUGUSTIN et al. 2017). Vor allem chronisch Kranke und 
alte Menschen sind von einer steigenden Anzahl übermä
ßig warmer Tage sowie der Zunahme von Hitzewellen 
 betroffen. Sehr heiße Tage belasten zum Beispiel Per sonen 
mit Vorerkrankungen (u.  a. HerzKreislauf und Atem
wegserkrankte) und die Gruppe der älteren Menschen 
sowie Säuglinge und Kleinkinder (AUGUSTIN et al. 2011; 
GABRIEL und ENDLICHER 2011; GARCÍAHERRERA 
et al. 2010; JENDRITZKY 2007; EIS et al. 2010; OUDIN 
ÅSTRÖM et al. 2015; UBA 2015b; XU et al. 2014a; 2014b). 
Im Arbeitsleben kann in bestimmten Berufszweigen das 
Risiko für hitzebedingte Leistungseinbußen und damit 
verbundene Arbeitsausfälle zunehmen (HORNBERG und 
PAULI 2010). Dies gilt insbesondere in Ballungs räumen. 
Der Klimawandel kann sich auch negativ auf die Luft
qualität auswirken. Dies kann zu einem häufigeren Auf
treten von Atemwegs, HerzKreislauf sowie Infektions
 erkran kun gen führen, was nicht nur erhebliche Folgen für 
das menschliche Wohlbefinden mit sich bringt, sondern 
auch Kosten im Gesundheitssystem zur Folge hat 
(TRÖLTZSCH et al. 2012).

 ɦ Abbildung 1

Entwicklung der Stromproduktion aus Kohle und erneuerbaren Energien von 1990–2016 (TWh/a)

SRU 2017; Datenquelle: AGEB 2017

TWh
200

175

150

125

100

75

50

25

0

Braunkohle Steinkohle Erneuerbare

1990 1992 1994 1996 1998 2000 2002 2004 2006 2008 2010 2012 2014 2016



2.1 Klimaschutz

9

Die dargestellten Auswirkungen eines ungebremsten 
Klima wandels für Deutschland betreffen nur die kurz 
bis mittel fristige Perspektive. Längerfristig werden sich 
bei steigenden Temperaturen voraussichtlich noch tief 
 greifendere Auswirkungen durch Veränderungen in den 
großräumigen atmosphärischen und ozeanischen Zir
kulationen ergeben. Dies hätte auch in Deutschland 
 un vorhersehbare Folgen für das Klima, die Ökosysteme, 
die Lebensverhältnisse und das Wirtschaftssystem.

2.1.2 Klimapolitische Notwendigkeit 
eines unverzüglichen  
 Kohleausstiegs

8. Mit dem Klimaabkommen von Paris hat sich die Welt
gemeinschaft das Ziel gesetzt, die globale Erwärmung auf 
deutlich unter 2 °C, möglichst 1,5 °C, zu begrenzen. Legt 
man eine gerechte Verteilung des verbleibenden globalen 
CO2Emissionsbudgets zugrunde (vgl. Abschn.  2.1.3), 
müsste Deutschland bis zur Mitte des Jahrhunderts 
 nahezu treibhausgasneutral wirtschaften, um einen an
gemessenen globalen Beitrag zum Klimaschutz zu leis
ten. Ein Drittel der derzeitigen Treibhausgasemissionen 
Deutsch lands sind auf die Energiewirtschaft zurückzu
führen, davon werden wiederum 85  % durch die Ver
stromung von Kohle verursacht (UBA 2017c). Die klima
politisch notwendige Abkehr von der Verbrennung 
fossilen Kohlenstoffs impliziert daher mittelfristig (in 
den nächsten zwanzig Jahren) den Ausstieg aus der CO2
intensiven Kohleverstromung und langfristig (in den 
nächsten dreißig Jahren) auch den Ausstieg aus den fos
silen Energien  Erdgas und Erdöl (Agora Energiewende 
2017).

9. Der starke Zuwachs der erneuerbaren Energien hat in 
den letzten Jahren die Abschaltung der Atomanlagen 
überkompensiert. Dennoch sind die CO2Emissionen in 
Deutschland in den letzten Jahren weder bei der Strom
erzeugung noch in der Gesamtbilanz ausreichend gesun
ken, um die Klimaschutzziele einzuhalten. Der Haupt
grund hierfür sind die Emissionen durch die konstante 
Verstromung von Braun und Steinkohle, die seit 1990 
auf einem hohen Niveau verläuft (s. Abb. 1). So wurden 
die CO2Einsparungen durch die Stilllegung von älteren 
Kraftwerksblöcken zu großen Teilen durch die Emissio
nen von neueren, wenn auch effizienteren, Blöcken kom
pensiert (UBA 2017a).

Die konstante Verstromung von Braun und Steinkohle ist 
vor allem auf den niedrigen CO2Zertifikatspreis sowie 
den Rückgang der globalen Steinkohlepreise zurückzu
führen. Daher liegen die variablen Kosten von Braun und 
Steinkohleanlagen deutlich unterhalb derer von Gaskraft
werken. Die resultierenden niedrigen Börsenstrompreise 

verringern die Wirtschaftlichkeit aller fossilen Kraft werke. 
Insbesondere Gaskraftwerke in Deutschland und anderen 
Nachbarländern werden dadurch immer seltener einge
setzt und aus dem Markt gedrängt.

2.1.3 Der Budgetansatz als Grund-
lage eines Kohleausstiegs

10. Für den Klimaschutz ist nicht entscheidend, wann 
genau das letzte Kohlekraftwerk vom Netz genommen 
wird oder wie hoch die CO2Emissionen in festgelegten 
Zieljahren sind, sondern welche Gesamtmenge an CO2 
über einen Betrachtungszeitraum freigesetzt wird. Daher 
ist es sinnvoll, die maximale Gesamtmenge zu berech
nen, welche mit einem angemessenen deutschen Beitrag 
zum internationalen Klimaschutz korrespondiert (sog. 
Budget ansatz). Ausgehend von diesem Budgetansatz 
wird deutlich, dass frühzeitige Einsparungen helfen 
 können, Restmengen für spätere Emissionen zu erhalten 
(s. Abb.  2). Umgekehrt erfordert ein spätes Handeln 
dann umso  stärkere Einschnitte. Emissions ziele für be
stimmte Zwischen jahre sind hierbei als Orientierungs
marken wichtig, müssen aber mit dem Gesamtbudget ver
einbar sein. 

11. Im folgenden Abschnitt werden die wissenschaft
lichen Grundlagen für ein – letztlich politisch zu definie
rendes – CO2Emissionsbudget für die Kohleverstro
mung in Deutschland dargestellt. In einem zweiten 
Schritt  werden diese Zahlen mit den kumulierten Emis
sionen verglichen, die sich aus verschiedenen für die 
Bundes regierung er arbeiteten Klimaschutzszenarien er
geben.

Berechnung eines CO2-Emissionsbudgets für die 
Energiewirtschaft und die Kohleverstromung
12. Damit das 2°Ziel erreicht werden kann, dürfen die 
kumulierten globalen CO2Emissionen ab dem Jahr 2011 
die Menge von ungefähr 1.000  Gt nicht übersteigen 
(IPCC 2013, S.  25). Zwischen 2011 und 2014 wurden 
157 Gt CO2 emittiert. Somit verbleiben ungefähr 850 Gt 
CO2 zu Beginn des Jahres 2015 (ROGELJ et  al. 2016). 
Strebt man ein 1,5°Ziel an, verbleiben im Jahr 2015 da
gegen nur etwa 240  Gt CO2. Die Berechnungen gehen 
dabei von einer 66  %igen Wahrscheinlichkeit der Ziel
erreichung aus. Um eine höhere Wahrscheinlichkeit zu 
erzielen, müssten noch stärkere Emissionsreduktionen 
erreicht werden. 

Werden negative Emissionen (z. B. durch die Kopplung 
von Biomassenutzung und CO2Abscheidung) oder ande
re GeoengineeringTechnologien einbezogen, könnte das 
verbleibende CO2Emissionsbudget zusätzlich erhöht wer
den. Für diese Technologien ist jedoch eine Marktreife 
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noch nicht abzusehen. Sie sind voraussichtlich mit hohen 
Kosten und schwer kalkulierbaren Risiken für die Ökosys
teme verbunden (SRU 2009). Eine nachhaltige Klima
schutzstrategie sollte daher anstreben, die Vermeidungs
ziele ohne die Anwendung von Geoengineering und 
negativen Emissionstechnologien zu erreichen.

13. Bei einer Aufteilung des verbleibenden CO2Emissi
onsbudgets auf einzelne Länder ist eine zentrale Frage, 
wie mit historischen Emissionen umgegangen wird. 
Rechnet man in der Vergangenheit angefallene Emissio

nen bei der Verteilung des Restbudgets an, sinkt der An
teil, der für die historisch emissionsintensiven Länder 
noch zur Verfügung steht. Würde der gesamte Treibhaus
gasausstoß seit der Industrialisierung vollständig ver
rechnet, hätten die meisten industrialisierten Länder – so 
auch Deutschland – ihren Anteil am Ge samt emissions
budget bereits ausgeschöpft oder sogar deutlich über
schritten (MATTHES et al. 2017). Ein anderer Ansatz ist 
es, als Ausgangspunkt für die Emissionsaufteilung erst 
den Zeitpunkt der Einigung der Staatengemeinschaft auf 
das gemeinsame Klimaziel, das heißt des Klimaabkom

 ɦ Abbildung 2

Schematische Darstellung von Kohleausstiegspfaden, die ein einheitliches CO2-Emissionsbudget einhalten

SRU 2017
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mens von Paris im Jahr 2015, festzusetzen. In diesem Fall 
könnten die nationalen  Emissionsanteile basierend auf 
einem global einheitlichen ProKopfBudget berechnet 
werden. Im Jahr 2015 betrug der Anteil der deutschen 
Bevölkerung (81,4  Mio.) an der Weltbevölkerung 
(7.346,6 Mio.) 1,1 %. Für die Einhaltung des 1,5°Zieles 
(mit 66 %iger Wahrscheinlichkeit) ergibt sich somit für 
Deutschland ein Emissionsbudget von 240 Gt CO2* 1,1 % 
= 2.600  Mt CO2. Entsprechende Berechnungen für das 
2°Ziel kommen zu einem Emissions budget von 850 Gt 
CO2 * 1,1  % = 9.350  Mt CO2 (MATTHES et  al. 2017). 
Diese Werte liegen deutlich unterhalb der kumulierten 
Emissionen von 13.500 bis 17.600 Mt CO2, die sich aus 
Szenarien für das Bundesministerium für Umwelt, Na
turschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB) ergeben 
(s. Tab. 1; ÖkoInstitut und Fraunhofer ISI 2015).

14. Für die Verteilung des verbleibenden nationalen 
CO2Emissionsbudgets auf die einzelnen Sektoren wurde 
in einer Studie von ÖkoInstitut und Prognos (MAT
THES et al. 2017) der derzeitige Anteil von 40 bis 42 % 
der Gesamtemissionen als Ausgangsbasis für die Ener
giewirtschaft fortgeschrieben. Viele andere Studien 
gehen jedoch davon aus, dass die Stromerzeugung schnel
ler dekarbonisiert werden sollte als andere Sektoren, weil 
hier Einsparpotenziale kostengünstiger zu erreichen sind 
(UBA 2016b). So wird der Energiewirtschaft in einer 

Studie für das Bundes umweltministerium (ÖkoInstitut 
2015) ein geringerer Anteil von 32  % der kumulierten 
CO2Emissionen von 2015 bis 2050 zugewiesen. Auch im 
Klimaschutzplan 2050 werden von der Energiewirtschaft 
bis zum Jahr 2030 die größten prozentualen wie absolu
ten Einsparungen eingefordert, was faktisch einer Hal
bierung der Emissionen im Vergleich zu 2014 entspricht 
(s. Tab.  2; BMUB 2016). Dieser größere Minderungs
beitrag der Energie wirtschaft ist auch konsistent mit 
 Berechnungen der Europäischen Kommission (Europäi
sche Kommission 2011) und verschiedenen wis sen
schaftlichen Berechnungen (SRU 2011; ÖkoInstitut und 
Fraunhofer ISI 2014; NITSCH 2013; KLAUS et al. 2010).

15. Wenn der Energiewirtschaft in Deutschland ein An
teil von 32 % an den nationalen Restemissionen zugewie
sen wird, ergibt sich (selbst bei Vernachlässigung der his
torischen Emissionen) auf Basis des global verbleibenden 
CO2Emissionsbudgets zur Einhaltung des 2°Zieles eine 
Restmenge von rund 3.000 Mt CO2. Für die Einhaltung 
des 1,5°Zieles wären es dagegen nur rund 800 Mt CO2. 
Aus wissenschaftlicher Sicht sollte das CO2Emissions
budget für die Energiewirtschaft in Deutschland für den 
Zeitraum 2015 bis 2050 daher unterhalb von 3.000  Mt 
CO2 liegen, wenn Deutschland einen angemessenen Bei
trag zum in Paris vereinbarten Klimaschutz leisten möch
te. Der Anteil der Kohle wirtschaft an diesem Maximal

 ɦ Tabelle 1

Kumulierte CO2-Emissionen für Deutschland 2015–2050 (Mt CO2)
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Annahmen zur Berechnung: Beim Pro-Kopf-Ansatz werden der Energiewirtschaft 32 % der deutschen Gesamt-CO2-Emissionen zugeteilt;  
beim Klimaschutzplan wird von einer linearen Reduktion der Emissionen bis 2030 ausgegangen.

SRU 2017; Datenquelle: Öko-Institut und Fraunhofer ISI 2015; MATTHES et al. 2017; IPCC 2013; BMUB 2016
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budget sollte die Menge von 2.000  Mt CO2 nicht 
über schreiten, um ein Budget von 1.000 Mt CO2 für die 
emissionsärmeren und zumeist flexibleren Gaskraftwer
ke zu sichern. Für das ambitioniertere 1,5°Ziel ergibt 
sich für die kumulierten Emissionen der deutschen Koh
lekraftwerke ein Budget von maximal 500  Mt CO2. Die 
jährlichen Emissionen der Kohlekraftwerke in Deutsch
land betragen ungefähr 250  Mt CO2. Es wird deutlich, 
dass durch das Aufschieben des Ausstiegs aus der Kohle
verstromung ein extrem ambitionierter Zielkorridor ent
standen ist. Die bevorstehende Legislaturperiode bietet 
somit die letzte Chance, die Weichen für eine angemes
sene Umsetzung der Pariser Klimaschutzziele in Deutsch
land zu stellen.

Die aktuellen Klimaschutzszenarien für das Bundesum
weltministerium (ÖkoInstitut und Fraunhofer ISI 2015) 
resultieren in kumulierten CO2Emissionen der Energie
wirtschaft von 4.300 bis 5.600 Mt CO2, welche das mit 
dem 2°Ziel vereinbare CO2Emissionsbudget deutlich 
überschreiten. Mit 2.300 bis 3.800 Mt CO2 wird ein Groß
teil dieser Emissionen von Kohlekraftwerken verursacht. 
Auch die im Klimaschutzplan 2050 geplanten Einsparun
gen seitens der Energiewirtschaft führen bei linearem Re
duktionsverlauf bis 2030 bereits zu Gesamtemissionen 
von 4.100 Mt CO2 (s. Tab. 1). Auch dieser Reduktions
pfad überschreitet das aus Paris abgeleitete CO2Emissi
onsbudget und ist daher nicht konsistent mit dort verein
barten Klimaschutzzielen. Damit würde Deutschland 
keinen angemessenen Beitrag zum globalen Klimaschutz 
leisten. Würde die Energiewirtschaft – oder Deutschland 
insgesamt – ein größeres CO2Emissionsbudget in An
spruch nehmen, erforderte dies zusätzliche Einsparungen 
aus anderen Sektoren oder Ländern, um das Gesamtemis
sionsziel zu erreichen.

Wann genau das letzte Kohlekraftwerk vom Netz geht, ist 
klimapolitisch zweitrangig, solange das vereinbarte CO2
Emissionsbudget eingehalten wird. Studien, die auf die 
Einhaltung des Klimaabkommens von Paris abzielen, 
gehen aber davon aus, dass der Kohleausstieg bis 2030 
oder spätestens 2035 vollendet sein muss (MATTHES 
et al. 2017; PIETRONI et al. 2017).

2.2 Positive Gesundheits- und 
Umwelteffekte eines  
 Kohleausstiegs

16. Kohlekraftwerke sind wesentliche Emittenten von 
Quecksilber, Schwefeldioxid (SO2) und Stickstoffoxiden 
(NOx). So waren im Jahr 2015 alle Kraftwerke der Ener
giewirtschaft für etwa 65  % (5,9  kt) der Quecksilber
emissionen, 61 % (213,9 kt) der Schwefeldioxidemissio
nen und 24,8 % (293,9 kt) der Stickstoffoxidemissionen 
in Deutschland verantwortlich (UBA 2016a). Diese 
Emissionen stammen insbesondere aus Kohlekraftwer
ken (ca. 95  % der Quecksilber und ca. 70  % der NOx
Emissionen: UBA 2017e). Für Feinstaub (PM10) liegt der 
Anteil der Energie wirtschaft an den Gesamtemissionen 
bei knapp 5  % (10,2  kt) (UBA 2016a), allerdings sind 
Stickstoffoxide und Schwefeldioxid auch Vorläufer
substanzen für Sekundär partikel. Somit tragen diese 
Emissionen aus Kohlekraftwerken noch zusätzlich zur 
Feinstaubbelastung bei. 

Die Schwefeldioxidemissionen wurden in der Vergangen
heit durch rechtliche Vorgaben sehr deutlich gemindert 
und stellen für die Gesundheit und die Umwelt in der 
Regel keine zentrale Herausforderung mehr dar (UBA 

 ɦ Tabelle 2

Entwicklung der Emissionen und Sektorziele für 2030 im Klimaschutzplan 2050

  Treibhausgasemissionen in Deutschland 
(Mt CO2-Äquivalent) Emissionsminderung in %

 
1990 2014 2030

Real: 
1990 –2014

Ziel:  
2014 –2030

Ziel: 
1990 –2030

von bis von bis von bis
Energiewirtschaft  466 358 175 183 23 % 51 % 49 % 62 % 61 %
Gebäude  209 119  70  72 43 % 41 % 39 % 67 % 66 %
Verkehr  163 160  95  98  2 % 41 % 39 % 42 % 40 %
Industrie  283 181 140 143 36 % 23 % 21 % 51 % 49 %
Landwirtschaft   88  72  58  61 18 % 19 % 15 % 34 % 31 %
Sonstige   39  12   5   5 69 % 58 % 58 % 87 % 87 %
Gesamtsumme 1248 902 543 562 28 % 40 % 38 % 56 % 55 %

SRU 2017; Datenquelle: BMUB 2016
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2013). Anders ist die Situation für Quecksilber, Stickstoff
oxide und Feinstaub, auf die im Folgenden deshalb näher 
eingegangen wird.

Ein Ausstieg aus der Kohleverstromung würde durch den 
Wegfall der vorgenannten Emissionen zu positiven Ge
sundheits und Umwelteffekten führen, wenn Kohle
kraftwerke nicht durch fossil befeuerte bzw. andere um
welt und gesundheitsschädliche Kraftwerke ersetzt 
werden. Allerdings sind derzeit kaum valide Daten ver
fügbar, die den genauen Beitrag des Wegfalls dieser Emis
sionen in Hinblick auf die Minderung der Krankheitslast 
quantifizieren.

2.2.1 Gesundheitswirkungen

Quecksilber
17. Das Schwermetall Quecksilber besitzt eine hohe 
 humantoxikologische Relevanz (SRU 2008, Tz. 774 ff.). 
Quecksilber aus Kohlekraftwerken gelangt insbesondere 
über atmosphärische Emissionen und nasse Deposition 
in die Umwelt. Ein Teil der Quecksilberverbindungen 
kann sehr lange in der Atmosphäre verweilen, wird über 
weite Strecken transportiert und weiträumig verteilt 
(UBA 2016c). Von den Quecksilberemissionen, die jähr
lich in Deutschland freigesetzt werden (ca. 9,1 kt im Jahr 
2015), werden etwa 25 % innerhalb der Grenzen Deutsch
lands deponiert, der Rest wird grenzübergreifend trans
portiert (ILYIN et  al. 2016; UBA 2017d). Im europäi
schen Vergleich sind die Quecksilber konzentrationen in 
der Luft und die Quecksilberdepositionen in Deutsch
land hoch (ILYIN et al. 2016). Aufgrund der Persistenz 
und Ubiquität des Schwermetalls spricht man auch von 
einem globalen Quecksilberkreislauf. Jeder punktuelle 
Eintrag und auch natürliche Quellen (Waldbrände, 
Vulkan ausbrüche etc.) tragen zu diesem Kreislauf bei 
(UNEP 2008; SALOMON 2009).

18. Quecksilber, das auf die Böden und ins Wasser ge
langt, wird zum Teil durch Mikroorganismen in organi
sche Verbindungen (Methylquecksilber) umgewandelt. 
Diese Verbindungen können gut vom Organismus auf
genommen werden und haben bioakkumulative Eigen
schaften. Die Humanexposition mit Quecksilber in 
Deutschland erfolgt, abgesehen vom zahnmedizinischen 
Einsatz von Amalgamverbindungen, primär über den 
Verzehr von Fisch, Muscheln und Krebsen, in denen sich 
organische Quecksilberverbindungen entlang der Nah
rungskette angereichert haben (UBA 2016c).

Hinsichtlich der Wirkung des Schwermetalls auf den Men
schen stehen chronische Effekte auf das Nervensystem 
und die fetale Entwicklung im Vordergrund. Methylqueck
silber ist in der Lage, sowohl die BlutHirnSchranke als 

auch die Plazenta zu passieren. Insbesondere Säuglinge 
und Kleinkinder gelten als vulnerabel. Bei  Kindern kann 
es aufgrund der erhöhten Quecksilber exposition während 
der fetalen Entwicklung zu neurokognitiven Einschrän
kungen kommen. Föten erweisen sich als besonders 
 vulnerabel gegenüber einer chronischen Quecksilber
exposition (SYVERSEN und KAUR 2014; DRASCH 
et al. 1994; CAROCCI et al. 2014).

Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit 
(EFSA) hat die duldbare wöchentliche Aufnahmerate 
(TWI – Tolerable Weekly Intake) für Methylquecksilber 
auf 1,3 µg/kg Körpergewicht festgelegt (EFSA 2012). Die 
Exposition über die Nahrung der europäischen Be
völkerung (Mediane des 95 % Perzentils) liegen dicht am 
Richtwert oder überschreiten diesen sogar in einigen Fäl
len (s. a. SRU 2008, Tz. 774 ff.; UBA 2016c; EFSA 2012), 
sodass der Expositionsvermeidung über alle Expositions
pfade im Sinne des vorsorgenden Gesundheitsschutzes 
eine besondere Bedeutung zukommt. Das Bundesinstitut 
für Risikobewertung (BfR) empfiehlt Schwangeren, auf 
den Verzehr von Fischarten mit besonders hohen Methyl
quecksilbergehalten wie Thunfisch zu verzichten (BfR 
2008). Bei der Anreicherung von Quecksilber in Meeres
fischen, insbesondere langsam wachsende Arten am Ende 
der Nahrungskette, spielt aber neben anthropogenen Ein
trägen auch das natürliche Vorkommen von Quecksilber 
in der Geosphäre bzw. anderen natürlichen Quellen eine 
wichtige Rolle. Für die weiterhin hohen Belastungen in 
Fischen, die in den großen Flussgebieten in Deutschland 
die Qualitätswerte der Wasserrahmenrichtlinie 2000/60/
EG zum Teil noch sehr deutlich überschreiten, sind ins
besondere historische Einträge, die sich in den Sedimen
ten und Böden abgelagert haben und remobilisiert wer
den, verantwortlich (BMUB und UBA 2013; LAWA et al. 
2016). Bei den Neueinträgen in die Oberflächengewässer 
spielt die atmosphärische Deposition (ca. 10 %) eine ge
ringere Rolle als zum Beispiel Einträge aus urbanen Ge
bieten (ca. 30 %), durch Erosion (ca. 23 %) oder über das 
Grundwasser (ca. 18 %) (UBA 2017b).

19. Deutschland hat sich 2013 mit der Unterzeichnung 
der MinimataKonvention der Vereinten Nationen ver
pflichtet, „die menschliche Gesundheit und die Umwelt 
vor anthropogenen Emissionen und Freisetzungen von 
Quecksilber und Quecksilberverbindungen zu schützen“ 
(BMUB 2017). Die Konvention benennt als Minderungs
maßnahme auch die Regulierung der Emissionen von An
lagen. Die aktuellen Schlussfolgerungen zu den besten 
verfügbaren Techniken für Großfeuerungsanlagen vom 
17.  August 2017 (Tz.  61) enthalten Bandbreiten für 
Quecksilbergrenzwerte (BREF LCP 2016), die strenger 
sind, als der entsprechende derzeit in Deutschland  
gültige Wert.
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20. Ein Ausstieg aus der Kohleverstromung wäre aus 
 umwelt und gesundheitspolitischer Sicht zu begrüßen, 
insbesondere da – bezogen auf den Luftpfad – die Kohle
verstromung der Hauptemittent für anthropogen frei
gesetztes Quecksilber in Deutschland ist. Dieser Ausstieg 
kann – aufgrund des beschriebenen komplizierten Stoff
kreislaufes – erst langfristig zu einer Abnahme der Be
lastung in Biota und somit auch der Humanbelastung 
beitragen, wäre aber darüber hinaus ein wichtiger Bei
trag, um den grenzüberschreitenden Stofftransport zu 
mindern. Generell ist jegliche Reduzierung des Stoff
eintrags wichtig, unter anderem da die Quecksilber
aufnahme über die Nahrung in einigen Fällen schon sehr 
hoch ist (Tz. 18). Obwohl der Beitrag von aktuellen 
Quecksilberemissionen aus Kraftwerken für die Queck
silberbelastungen in den Gewässern und in Biota schwer 
quantifizierbar, aber eher gering ist (LAWA et al.2016), 
gilt vor diesem Hintergrund das Minimierungsgebot im 
Sinne des vorbeugenden Gesundheitsschutzes.

Stickstoffoxide
21. Die Luftbelastung mit Stickstoffoxiden (NOx), ins
besondere mit Stickstoffdioxid (NO2), stellt eine der 
großen aktuellen Herausforderungen der Luftreinhal
tung dar. Die Emissionen aus Kohlekraftwerken tragen 
zur sogenannten NO2Hintergrundbelastung bei. Der An
teil der Hintergrundbelastung an der Gesamtbelastung 
(lokale Belastung plus Hintergrundbelastung) ist zum 
Teil recht hoch. So liegt dieser zum Beispiel an 27 Haupt
verkehrsstraßen in Berlin bei circa 53 % (Senatsverwal
tung für Stadtentwicklung und Umwelt 2013). Allerdings 
dominiert gerade an solchen hochbelasteten Standorten 
der Verkehr als Hauptemittent sehr deutlich die lokale 
Immissions situation, sowohl was den lokalen Beitrag als 
auch den urbanen Hintergrundanteil betrifft.

Die gesundheitlichen Wirkungen von NOx sind gut doku
mentiert, wobei NO2 als besonders wirksame Verbindung 
im Mittelpunkt steht (WHO 2013; EPA 2016; EEA 2013). 
NO2 ist ein Reizgas und gilt als sehr reaktives Oxidations
mittel. Seine relativ geringe Wasserlöslichkeit führt dazu, 
dass der Schadstoff nicht in den oberen Atemwegen ge
bunden wird, sondern in die tieferen Bereiche des Atem
traktes (Bronchiolen, Alveolen) eindringt. Dort kann NO2 
Zellschäden auslösen, entzündliche Prozesse verursachen 
und zu einer Hyperreagibilität der Bronchien beitragen. 
Eine vorbe stehende allergische Atemwegserkrankung ist 
ein Risikofaktor für eine Hyper reagibilität. Zudem  können 
eine Reizung der Atemwege und eine chemische Verände
rung von luftgetragenen Allergenen dazu beitragen, dass 
allergische  Reaktionen auf zum Beispiel Pollen verstärkt 
werden (FRANZE et al. 2005; TUNNICLIFFE et al. 1994).

Umweltepidemiologische Studien konnten Zusammen
hänge zwischen NO2Belastung und Atemwegs er

krankungen, HerzKreislaufErkrankungen und einer er
höhten Mortalität nachweisen (WHO 2013; EPA 2016 ). 
Neuere Studien weisen auch auf Assoziationen mit Dia
betes mellitus Typ II und einem niedrigen Geburts gewicht 
hin (LAVIGNE et al. 2016; LIPFERT 2017). Dokumen
tiert wurde zudem ein Anstieg der Krankenhausaufnah
men aufgrund von chronischer Bronchitis und Asthma 
bronchiale infolge hoher NO2Belastungen (siehe z.  B. 
OOSTERLEE et  al. 1996;  PERSHAGEN et  al. 1995). 
 Außerdem konnten eine verstärkte Reizwirkung von All
ergenen, eine eingeschränkte Infektabwehr sowie ein ver
mindertes Lungenwachstum bei Kindern bei längerer 
Exposition gegenüber einer NO2Konzentration von 40 
bis 100  µg/m3 beschrieben werden (WHO 2000). Aber 
auch bei Konzentrationen unterhalb von 40 µg/m3 NO2 
wurden in einzelnen Fällen Atemwegssymptome bei 
 Kindern nach Langzeitexpositionen beschrieben (NEAS 
et  al. 1991). Insbesondere Personen mit Atemwegs
erkrankungen (z. B. Heuschnupfen, Asthma bronchiale 
und chronische Bronchitis) und Menschen mit Herz
KreislaufErkrankungen reagieren empfindlich auf eine 
NO2Exposition und sind daher – so wie auch Kinder – als 
besonders vulnerabel einzustufen (LANUV NRW 2010; 
KEHE und EYER 2013; KRAFT et al. 2005). 

Der NO2Grenzwert der EULuftqualitätsrichtlinie 
2008/81/EC zum Schutz der menschlichen Gesundheit be
trägt 40 µg/m3 im Jahresmittel. Vorläufige Auswertungen 
des Umweltbundesamtes (UBA) zeigen, dass er in 
Deutschland im Jahr 2016 noch an 57 % der verkehrs nahen 
Standorte überschritten wurde (UBA 2017g). Zudem kön
nen Stickstoffoxide die Bildung von bodennahem Ozon 
fördern und sind Vorläufersubstanzen für Feinstaub. Ozon 
ist ein Reizgas, was insbesondere die Schleimhäute an
greift und so die Lungenfunktion und die Leistungs
fähigkeit beeinträchtigen kann (LANUV NRW 2010). 

Aufgrund der bestehenden Belastungssituation in 
Deutschland ist es generell wichtig, NO2Emissionen zu 
reduzieren. Der Ausstieg aus der Kohleverstromung wäre 
ein Beitrag dafür, die gesundheitlichen Auswirkungen 
von NO2 Belastungen zu mindern.

Feinstaub
22. Obwohl Feinstaub überwiegend durch den Straßen
verkehr verursacht wird, tragen auch Kohlekraftwerke 
zur Belastungslage bei, unter anderem durch die Bildung 
von Sekundärpartikeln aus SO2 und NOxEmissionen 
(Tz. 16; AMANN und WAGNER 2014). Feinstaub partikel 
aus Kohlekraftwerken werden in großen Höhen frei
gesetzt und verteilen sich meist großräumig. Welchen 
Anteil diese Emissionen an den quellennahen Immis
sionen haben, ist sehr schwer quantifizierbar (PLAß und 
CONRAD 2017). Im Zusammenhang mit dem Braun
kohletagebau wurden erste Abschätzungen von Fein
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staub anteilen aus der Kohlenutzung an Gesamt 
Fein staub immissionen an einzelnen Messstandorten 
vor ge nommen, die auf Maximal werte von 11  % kamen 
(Bezirks regierung Köln 2017).

Feinstäube können beim Menschen bis tief in die Lunge, 
Ultrafeinstäube (Partikel mit einem aerodynamischen 
Durchmesser kleiner als 0,1 µm) sogar über die Blutbahn 
in weitere Körpergewebe eindringen (WHO 2013; 2000). 
Generell sind die Belastungen der Außenluft durch Fein
staub ein für alle Bevölkerungsgruppen relevanter Umwelt
risikofaktor und führen – verglichen mit anderen Umwelt
stressoren – zu erwartbar hohen Krankheitslasten in 
Deutschland (PLAß und CONRAD 2017). Auch der SRU 
hat sich immer wieder mit den Gesundheitsbelastungen 
durch Feinstaub in der Atemluft beschäftigt und Emp
fehlungen für Maßnahmen zur Minderung der Immis
sionen gegeben (SRU 2000, Tz.  786, 808 und 1016; 
2008; 2012).

Bei den gesundheitlichen Auswirkungen stehen Effekte 
im Bereich der Atemwege und des HerzKreislaufSystems 
im Vordergrund (BEELEN et al. 2008; HOEK et al. 2013; 
RAASCHOUNIELSEN et  al. 2013; HORNBERG et  al. 
2013). Diese werden sowohl durch die Größe, die Form 
und die Anzahl der Partikel, als auch ihre chemischen 
Komponenten bzw. ihre Oberflächen be ladungen beein
flusst (siehe ausführlich SRU 2002, Tz. 550 ff.). Ein be
sonders hohes Wirkpotenzial besitzen Partikel aus Ver
brennungsprozessen. Gesundheitliche Effekte von 
Außenluftverunreinigung durch Feinstaub sind bereits seit 
langem beschrieben und können sowohl durch kurz als 
auch langfristige Expositionen verursacht sein (HEIN
RICH et  al. 2002; PETERS et  al. 2002; OSTRO 2004). 
Unter Feinstaubexpositionen kann es zudem zu Exazer
bationen (= deutliche Verschlimmerung der Symptome) 
einer bereits bestehenden, in der Regel chronischen Er
krankung kommen. Beschriebene Effekte nach kurzfristi
gen Expositionen sind eine erhöhte Einweisungsrate in 
Krankenhausambulanzen bei Menschen mit vorbestehen
den Atemwegs und HerzKreislaufErkrankungen, aber 
auch eine erhöhte „vorgezogene“ Sterblichkeit durch 
HerzKreislauf und Atemwegserkrankungen („harvest
ing“Effekt). Langzeitexpositionen zeigten Zusammen
hänge mit allgemeiner Schwächung und Müdigkeit bis hin 
zu chronischen Erkrankungen und Lungenkrebs (HEIN
RICH et al. 2002; PETERS et al. 2002; BEELEN et al. 2008; 
HOEK et  al. 2013; RAASCHOUNIELSEN et  al. 2013). 
Besonders häufig wurde ein Zusammenhang zwischen 
Langzeit expositionen und kardiopulmonalen Erkrankun
gen wie Herzinfarkt und Asthma dokumentiert  (BEELEN 
et al. 2008; HOEK et al. 2013; RAASCHOUNIELSEN et al. 
2013; HORNBERG et al. 2013; PLAß und CONRAD 2017). 
Neuere Unter suchungen geben Hinweise, dass Feinstaub
belastungen des Weiteren mit neurodegenerativen Erkran

kungen (Alzheimer) und Diabetes mellitus assoziiert sind 
(HE et al. 2017; WU et al. 2015). Als besonders vulne
rabel gegenüber Feinstaubexpositionen erwiesen sich 
 Personen mit vorbestehenden Atemwegserkrankungen 
(z.  B. Asthma bronchiale oder chronischer Bronchitis) 
und  Kinder (PLAß und CONRAD 2017).

Von Kohlekraftwerken werden auch die besonders gesund
heitsrelevanten Ultrafeinstäube emittiert (siehe u.  a. 
KANG et  al. 2011). Bisher sind Ultrafeinstäube in der 
 Außenluft in Bezug auf ihre klinische, toxikologische und 
umwelthygienische Bedeutsamkeit nicht aus reichend 
 erforscht (HORNBERG et al. 2013; HAHN 2017). Hier 
besteht besonderer Forschungsbedarf, da einzelne  neuere 
Studien auf ihre besondere Bedeutung für die mensch
liche Gesundheit, insbesondere hinsichtlich der Ent
stehung von HerzKreislaufErkrankungen und Schlag
anfall erkrankungen, hinweisen. Die Masse solcher Partikel 
in der Atemluft ist im Verhältnis zu gröberen Partikeln 
sehr klein. Ihre Expositionskonzentra tionen werden des
halb durch die derzeit gültigen Grenzwerte, die sich auf 
die Masse beziehen, nicht adäquat erfasst. Für die Bewer
tung von Feinstäuben reicht – bedingt durch die Kleinheit 
und Variabilität der Partikel und/oder Aerosolfraktionen 
– zudem eine massenbe zogene Risikoabschätzung nicht 
aus, vielmehr müssen Teilchenanzahl sowie die Beladun
gen der Partikeloberfläche mit kanzerogenen, kokanzero
genen und allergenen Stoffen stärker als bisher berück
sichtigt werden.

Derzeit liegen zahlreiche nationale und internationale 
statistisch epidemiologische Abschätzungen der gesund
heitlichen Wirkungen unterschiedlicher Feinstaub
fraktionen vor. Zukünftig gilt es, die Expositionen und 
gesundheitlichen Wirkungen verstärkt aus umwelthygie
nischer, umwelttoxikologischer und klinischer Sicht zu 
charakterisieren, um zu erhärten, dass die gewählten In
dikatoren ausreichend spezifisch und punktgenau für die 
Mortalität und Krankheits last von Feinstaub belastungen 
sind (HAHN 2017).

Fazit
23. Die negativen gesundheitlichen Wirkungen von 
Stickstoffoxiden, Quecksilber sowie Feinstaub auf die 
menschliche Gesundheit sind gut belegt. Es fehlen für 
Deutschland allerdings valide Untersuchungen zur 
Quantifizierung der Krankheitslasten durch die Schad
stoffbelastungen, die den Emissionen von Kohlekraft
werken zugeschrieben werden können (PLAß und CON
RAD 2017). Insbesondere mangelt es an Abschätzungen, 
 welchen Beitrag die derzeitigen Emissionen aus Kohle
kraftwerken zu konkreten Immissionssituationen beitra
gen (PREISS et  al. 2013; PLAß und CONRAD 2017). 
Dabei sollte berücksichtigt werden, dass Luftschadstoffe 
als Gemisch und nicht einzeln auftreten. Zweifelsohne 
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würde aber ein Ausstieg aus der Kohleverstromung die 
Emissionsbelastung mindern und hat somit das Poten
zial, zur Senkung von Krankheits lasten beizutragen.

2.2.2 Umweltwirkungen von  
 Stickstoffoxiden

24. Insbesondere die Stickstoffoxidemissionen der Koh
lekraftwerke belasten auch die Umwelt. Deutschland 
überschreitet immer noch die von der NECRichtlinie 
2001/81/EC vorgegebenen nationalen Emissionshöchst
mengen für Stickstoffoxide (EEA 2017). Allerdings wur
den Korrekturen am Emissionsinventar geltend gemacht, 
die – wenn sie von der Europäischen Umweltagentur 
(European Environ ment Agency – EEA) anerkannt wer
den – zur Einhaltung der Emissionshöchstmengen füh
ren werden (Deutscher Bundestag 2016). Diese Emissi
onen haben negative Auswirkungen auf terrestrische und 
aquatische Öko systeme, indem sie zur Überdüngung 
(Eutrophierung) und Versauerung beitragen. Letzteres 
gilt auch für Schwefel dioxidemissionen. Vor allem die 
Eutrophierung ist weiterhin eine große Herausforderung 
für den Schutz der Bio diversität in Deutschland (SRU 
2015b). So sind für etwa 48 % der empfindlichen terres
trischen Ökosysteme (z.  B. Moorheiden, Sümpfe und 
Torfmoore) die Belastungs grenzen (Critical Loads) für 
eutrophierende Luftschadstoffe überschritten (SCHAAP 
et al. 2014). Für die Versauerung betrifft dies noch 8 % 
dieser Ökosysteme. Die Eutrophierung führt zu einem 
Verlust an nährstoffarmen Lebens räumen, verbunden 
mit einem Rückgang oder sogar Verlust der dort vorkom
menden typischen Arten. Eine Zunahme von stickstoff
liebenden Pflanzen geht einher mit einer Verdrängung 
von an nährstoffarme Bedingungen angepasste Arten. 
Diese Stickstoffmangelanzeiger machen 70 % der Gefäß
pflanzen auf der Roten Liste Deutschlands aus (LAI 
2012).

25. Stickstoffeinträge aus der Luft tragen neben den Ein
trägen aus den Flüssen, die insbesondere aus der Land
wirtschaft stammen und die Belastungslage dominieren, 
zur Überdüngung von Nord und Ostsee bei (SRU 
2015b). So stammen 33 bzw. 22 % der Stickstoffeinträge 
in diese Randmeere aus der atmosphärischen Deposi
tion. In unseren heimischen Meeresgewässern ist oft
mals Stickstoff der wichtigste Nährstoff für das Algen
wachstum. Durch den übermäßigen Nährstoffeintrag 
nimmt das Wachstum von Mikroalgen zu und das gesam
te Nahrungsnetz verändert sich. Als indirekte Wirkung 
der Über düngung kommt es zu einer zunehmenden Was
sertrübung, was ebenfalls die Artenzusammensetzung 
verändert. So ist der Rückgang von Seegraswiesen, eine 
Zunahme an Algenblüten im Wattenmeer und die Ausbil
dung von sauer stoffarmen bzw. freien Zonen in den Tie

fen der Ostsee insbesondere eine Folge des übermäßigen 
Eintrags von Stickstoff in Nord und Ostsee. Dies ist eine 
wichtige Ur sache dafür, dass der gute Umweltzustand, 
der im Rahmen der Umsetzung der europäischen Meeres
strategieRahmenrichtlinie 2008/56/EG angestrebt wird, 
verfehlt wird (HELCOM 2014;  NARBERHAUS et  al. 
2012; WOLFF et  al. 2010). Ebenso erreichen fast alle 
Übergangs und Küstengewässer der deutschen Nord 
und Ostsee aufgrund von Eutrophierungseffekten keinen 
guten  ökologischen Zustand nach Wasserrahmenricht
linie (BMUB und UBA 2013). Der Ausstieg aus der Kohle
verstromung wäre daher ein signifikanter Beitrag, um 
die Eutrophierung der terrestrischen und aquatischen 
Ökosysteme durch die Einträge von Stickstoffoxiden zu 
mindern.

2.3 Energiewirtschaftliche 
 Vorteile

26. Bei einem auf erneuerbaren Energien beruhenden 
Stromsystem werden sich Zeiten eines großen mit Zeiten 
eines geringen Stromangebots abwechseln. Das Strom
system muss aus diesem Grund darauf ausgerichtet 
 werden, große Mengen fluktuierende erneuerbare Ener
gien zu integrieren. In naher Zukunft werden daher im 
konventionellen Bereich ausschließlich flexible Kraft
werke benötigt, die zur Deckung einer stark schwanken
den Residuallast beitragen können. Die emissionsärme
ren und zumeist flexibleren Gaskraftwerke wurden aber 
in den letzten Jahren in Deutschland und Europa auf
grund der vergleichsweise hohen Brennstoffpreise von 
den günstigeren Stein und besonders Braunkohlekraft
werken zu nehmend vom Strommarkt gedrängt. Verstärkt 
wird diese Problematik durch die derzeit sehr niedrigen 
CO2Zertifikatspreise im europäischen Emissionshandel, 
die emissionsintensive Kraftwerke begünstigen. Dies ist 
nicht nur aus klimapolitischer Sicht problematisch, 
 sondern auch im Hinblick auf die benötigte Flexibilität 
im Stromsektor (SRU 2015a). Durch das Abschalten von 
Kohlekraftwerken kann sich die Auslastung der Gaskraft
werke wieder erhöhen, was eine bessere Integration der 
fluktuierenden erneuerbaren Energien ermöglicht 
(Agora Energiewende 2016b).

27. Eine weitere klimapolitische Herausforderung ist die 
Emissionsreduktion im Verkehrs und Wärmesektor, die 
durch eine verstärkte Nutzung von Strom in diesen Sek
toren erzielt werden soll. Dies kann jedoch nur gelingen, 
wenn der verwendete Strom bereits CO2arm oder im 
Idealfall CO2frei erzeugt wird (KUNZ und MAIER 
2017). Es gilt somit zu verhindern, dass der steigende 
Strombedarf des Verkehrs und Wärmesektors zu einer 
Mehrauslastung von Kohlekraftwerken und damit zu 
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einer sektoralen Emissionsverschiebung führt. Ein un
verzüglicher, strukturierter Ausstieg aus der Kohle ver
stromung ist daher eine notwendige Vorbedingung für 

eine im Sinne des Klimaschutzes erfolgreiche Sektor
kopplung mit dem Verkehrs (SCHILL und GERBAULET 
2015) und dem Wärmesektor (ECKE et al. 2017).

3 Herausforderungen eines Kohleausstiegs

28. Bisher hat die Bundesregierung keine klare Position 
zur Beendigung der Kohleverstromung eingenommen, 
noch weniger sind konkrete Maßnahmen oder ein Aus
stiegspfad aufgezeigt worden. Diese sind jedoch notwen
dig, um für Unternehmen und Gesellschaft Richtungssi
cherheit und Vertrauen in die Energiewende herzustellen. 
Nur so können die betroffenen Branchen und Regionen 
einen klaren zeitlichen Rahmen zur Planung und Um
setzung der notwendigen strukturellen Entwicklungen 
erhalten. Die gesellschaftliche Diskussion über die Rolle 
und Zukunft der Atomkraft hat die nationale Energie
politik über Jahrzehnte gelähmt, bis ein Ausstiegs
konsens erreicht werden konnte. Aus dieser Erfahrung 
heraus sollte die Bundesregierung die Diskussion zum 
Ausstiegsfahrplan für die Kohle aktiv gestalten und an
streben, einen sozial und wirtschaftsverträglichen 
 Konsens zu finden, der das langfristige Ziel der Klima
neutralität der Stromversorgung im Auge behält (s.  Ab
schn.  4.1.4; SRU 2015a). Im folgenden Kapitel werden 
verschiedene Heraus forderungen eines Ausstiegs aus der 
Kohleverstromung dargestellt. Diese lassen sich in kon
krete Auswirkungen auf die Standorte, die Strukturent
wicklung in den be troffenen Regionen sowie die Sicher
stellung der Ver sorgungs sicherheit unterscheiden.

3.1 Auswirkungen auf  
 Kraftwerke und Tagebaue

3.1.1 Braunkohleindustrie in 
Deutschland

29. Neben Umwelt und Gesundheitsauswirkungen hat 
das Ende der Kohleverstromung in Deutschland viel
fältige regionale und sektorale Verteilungseffekte zur 
Folge, die beim Ausgestaltungsprozess einbezogen wer
den müssen. Im Hinblick auf die Braunkohle wären in 
Deutschland sowohl die Kraftwerke als auch die Tage
baue von der Schließung betroffen. Braunkohle wird in 
Deutschland in drei Revieren abgebaut: dem Rheinischen 
Revier bei Köln, dem Mitteldeutschen Revier bei Leipzig 
und dem Lausitzer Revier bei Cottbus (s. Abb.  3). Im 
Helmstedter Revier wurde mit dem Kraftwerk Buschhaus 

im September 2016 das letzte Kraftwerk aus dem Regel
betrieb genommen. Zeitgleich wurde auch der dortige 
Kohleabbau aus dem letzten dann ausgekohlten Tagebau 
Schöningen beendigt (OEI et  al. 2016). Während im 
Rheinischen Revier ein Großteil der Kraftwerke vor 1980 
errichtet wurde, ist die Mehrzahl der Anlagen in Ost
deutschland in den 1980er und 1990erJahren ans Netz 
gegangen. Die ostdeutschen Kraftwerke aus den 1980er
Jahren besitzen gegenüber den westdeutschen Anlagen 
aus den 1970erJahren nur einen leicht höheren Wir
kungsgrad (ÖkoInstitut 2017). Für Anlagen, die nach 
1990 in Deutschland in Betrieb genommen wurden, lässt 
sich eine eindeutige Korrelation zwischen dem Anla
genalter und dem Wirkungsgrad feststellen. Ältere Kraft
werke haben einen geringeren Wirkungsgrad und emit
tieren daher mehr CO2 pro erzeugter MWh Strom. Diese 
unterschiedlichen Alterskohorten beeinflussen auch die 
anstehenden Struktureffekte für die Regionen, wenn die 
Anlagen basierend auf ihrem Alter oder ihrer CO2Inten
sität abgeschaltet werden sollen. Daher wurden von der 
Bundes regierung bei der Kraftwerksauswahl für die Si
cherheitsbereitschaft bewusst nicht nur das Alter der 
Kraftwerke, sondern auch die  regionalen Auswirkungen 
einbezogen (GERBAULET et  al. 2012; OEI et  al. 2014; 
Agora Energiewende 2016a; MATTHES et  al. 2017; 
HORST et al. 2015). 

Braunkohlekraftwerke produzieren neben Strom 
(142 TWh pro Jahr) auch in deutlich geringerem Umfang 
Wärme (17 TWh). Mehr als zwei Drittel dieser Wärme 
(12 TWh) wird hierbei durch kleinere KraftWärmeKopp
lungsanlagen (KWKAnlagen) produziert. Im Rahmen des 
Kohleausstiegs muss diese Wärme durch CO2ärmere 
Technologien an den Standorten ersetzt werden 
 (MATTHES et al. 2017; ÖkoInstitut 2017; ÖkoInstitut 
und Fraunhofer ISI 2015).

30. Im März 2017 hat das Unternehmen LEAG im Rah
men der Vorstellung eines neuen Revierkonzeptes für die 
Lausitz angekündigt, ursprünglich geplante neue Tage
baue in Jänschwalde Nord, BagenzOst, SprembergOst 
sowie Teile von Nochten 2 nicht zu eröffnen. Als Grund 
hierfür wurden die „zwischenzeitlich eingetretenen 
bundes politischen und wirtschaftlichen Rahmenbedin
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gungen“ genannt („LEAG legt Revierkonzept für die Lau
sitz vor“, Pressemitteilung der Lausitz Energie Bergbau 
AG vom 30. März 2017). Allerdings ist weiterhin geplant, 
das Sonderfeld Mühlrose im Tagebau Nochten 2 aufzu
schließen, wodurch eine Umsiedlung von ungefähr 200 
Personen zur Förderung von 150 Mio. t Braunkohle not
wendig wird. Eine finale Entscheidung bezüglich eines 
möglichen Aufschlusses des Tagebaus WelzowSüd TF II 
und der damit verbundenen Umsiedlung von 810 Per
sonen will das Unternehmen bis 2020 treffen. Berech
nungen zeigen allerdings auf, dass bei Einhaltung der 
 Klimaschutzziele der Abbau der bereits genehmigten 

Kohlemengen in den existierenden Tagebauen ausreicht, 
um die Braunkohlekraftwerke bis zu ihrer Schließung zu 
versorgen (GERBAULET et  al. 2012; OEI et  al. 2014; 
2017; ÖkoInstitut 2017; HERMANN et al. 2017; MAT
THES et  al. 2017). Somit sind die geplanten neuen 
Erschließ ungen bzw. Erweiterungen bestehender Tage
baue in der Lausitz (Nochten 2 und Welzow Süd TF II) 
und Mitteldeutschland (Vereinigtes Schleenhain) nicht 
erforderlich. Da die bereits genehmigten Kohlemengen 
in NordrheinWestfalen bei der Einhaltung der Klima
ziele die noch benötigten Mengen deutlich überschrei
ten, sollten die Tagebaue Garzweiler  II und Hambach 

 ɦ Abbildung 3

Braunkohlekraftwerke und Tagebaue in Deutschland

Die Zahlen in Klammern sind die verbleibenden Kapazitäten nach Einführung der Sicherheitsbereitschaft. Im Helmstedter Revier wurden im September 
2016 das letzte verbliebene Kraftwerk sowie der dazugehörige Tagebau aus dem Regelbetrieb genommen.

SRU 2017; Datenquelle: Bundesnetzagentur 2017
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zudem weiter verkleinert werden. Damit könnte die Um
siedlung von Dörfern und die weitere Zerstörung von 
Landschaften mit ihren negativen sozialen und ökologi
schen Effekten vermieden werden.

3.1.2 Steinkohleindustrie in 
Deutschland

31. Die in Deutschland verstromte Steinkohle wird prak
tisch vollständig aus Kolumbien, Südafrika und Russland 
importiert (Deutscher Bundestag 2014). Aus dem Klima
abkommen von Paris folgt die Notwendigkeit, auch welt
weit den Kohleausstieg einzuleiten. Sowohl der Kohle
ausstieg in Deutschland als auch in anderen Ländern hat 
unweigerlich soziale Auswirkungen in den Förderländern 
(OEI und MENDELEVITCH 2016), die jedoch in dieser 
Stellungnahme nicht betrachtet  werden. Ebenfalls nicht 
Teil der Stellungnahme sind die Gesamtökobilanzen der 
Kohleverstromung sowie die vielfältigen ökologischen 
und gesundheitlichen  Wirkungen des Steinkohleabbaus 
in den Exportländern (HARRIS et al. 2016; SCHÜCKING 
2013). Der Fokus liegt ausschließlich auf der Kohle ver
stromung in Deutschland und den Regionen mit Braun
kohletagebauen.

Die in den letzten beiden Steinkohlebergwerken (Pros
perHaniel und Ibbenbüren) geförderte Steinkohle wird 
zu großen Teilen von industriellen Ver brauchern abge
nommen. Das Auslaufen der Steinkohle subventionen wird 
zur Folge haben, dass die verbliebenen Steinkohlezechen 
bis zum Jahr 2018 geschlossen  werden, weil unsubven

tionierte deutsche Steinkohle am Weltmarkt nicht kon
kurrenzfähig ist.

Der Kohleausstieg in Deutschland betrifft daher bei der 
Steinkohle in erster Linie die Kraftwerksstandorte. Die 
Mehrheit der Steinkohlekraftwerke in Deutschland be
findet sich in NordrheinWestfalen, an der Nordseeküste 
sowie entlang von Flüssen in BadenWürttemberg. Eine 
Vielzahl von Unternehmen, wie beispielsweise die Steag, 
RWE, Uniper, EnBW, Vattenfall, ENGIE, GKM sowie 
zahlreiche Stadtwerke, betreiben Steinkohlekraftwerke 
in Deutschland. Deshalb ist der Ausstieg aus der Stein
kohle in Deutschland nicht so konzentriert. Zudem be
trifft er weniger Arbeitsplätze als bei der Braunkohle und 
kann somit leichter aus geglichen werden (siehe Ab
schn. 3.2.1; HERMANN et al. 2017).

3.1.3    Veränderungen des Angebotes 
der Kraftwerksnebenprodukte 
Aschen und Gips

32. Kohlekraftwerke produzieren neben Strom und 
Wärme Reststoffe, die entweder verwertet oder aber als 
Abfälle beseitigt werden (Tab. 3).

Aschen, Schlacken und Gips werden – bei entsprechen
der Qualität – in der Baustoffindustrie, im Straßen und 
Wegebau sowie zur Verfüllung eingesetzt (BRIESE et al. 
2014). Mit der Stilllegung von Kraftwerken wird das An
gebot an geeigneten Materialien erheblich sinken.

 ɦ Tabelle 3

Produktion und Verwendung von Kraftwerksnebenprodukten aus Kohlekraftwerken in Deutschland im Jahr 2014

Steinkohle Braunkohle
Kapazität (MWth) 69.406 68.900
Verfeuerte Kohle (Mio. t) 44 163
Nebenprodukt Erzeugung Verwendung Erzeugung Verwendung

Tagebau Sonstige
Mio. t % Mio. t % %

Schmelzkammergranulat 0,75 100 – – –
Kesselasche/Kesselsand 0,37  98  1,81 99  1
Flugasche 3,10  96  9,08 99  1
Wirbelschichtasche 0,31  85  0,26 96  3
REA1-Gips 1,66  99  5,15 11 89
SAV2-Produkt 0,28 100 – – –
Gesamt 6,47  97 16,30 71 29
1 Rauchgasentschwefelungsanlage 
2 Sprühabsorptionsverfahren
Quelle: VGB Powertech 2017
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In Deutschland fielen 2014 etwa 3,8  Mio  t Steinkohle
aschen und etwa 11 Mio. t Aschen aus Braunkohlekraft
werken an (Tab. 3) (VGB Powertech 2017). Vor allem 
Steinkohleflugaschen werden als hochwertiger Bestand
teil bzw. Zuschlagstoff in Zement und Beton eingesetzt. 
Braunkohleaschen gelangen als Verfüllmaterial hauptsäch
lich zurück in den Tagebau. Die abnehmenden Mengen 
verursachen jedoch voraussichtlich keine schwerwiegen
den Mangel situationen: Steinkohleflugaschen lassen sich 
mittelfristig durch Kalkstein, Hüttensande und andere mi
neralische Stoffe ersetzen. Da der Bedarf an Kalkstein für 
die Rauchgasreinigung mit fortschreitendem Kohleaus
stieg sinken wird, können die frei werdenden Mengen im 
Bausektor als Ersatz für die Flugaschen genutzt werden 
(SCHWARZKOPP et  al. 2016). Der Bedarf an Verfüll
material im Tagebau sinkt parallel zum Auslaufen der 
Braunkohleförderung.

Seit den 1980erJahren ist die Rauchgasreinigung in Kohle
kraftwerken verpflichtend. Als Nebenprodukt der Rauch
gasentschwefelung fallen erhebliche Mengen an synthe
tischen Calciumsulfatverbindungen an, sogenannter 
REAGips (Rauchgasentschwefelungsgips). Dieser hoch
reine Gips wird zusammen mit Naturgips, der in Deutsch
land zumeist im Tagebau gewonnen wird, zu Bauproduk
ten verarbeitet. 

In Deutschland entstanden 2014 6,8 Mio. t an REAGips, 
der überwiegende Teil davon in Braunkohlekraft werken 
(Tab. 3; VGB Powertech 2017). Zusätzlich werden jähr
lich 4,5 Mio. t Naturgips und Anhydritstein (ebenfalls eine 
Calciumsulfatverbindung) im Tagebau gewonnen. Von 
insgesamt 11,3  Mio.  t Gips wird der größte Anteil im 
Bausektor für Bauprodukte und die Zementherstellung 
genutzt. Etwa 2,3 Mio t Gips werden derzeit exportiert 
(SCHWARZKOPP et al. 2016).

Mit dem Kohleausstieg wird mittelfristig eine Angebots
lücke an Gips entstehen. Prinzipiell kann der Markt 
darauf mit Substitution durch veränderte Bauweisen und 
materialien aber auch durch Angebotsdiversifizierung   
 reagieren. Eine Reduktion der inländischen Gipsher
stellung im  Rahmen der Rauchgasentschwefelung kann zu 
einem Rückgang der Exporte, dem zusätzlichen Abbau von 
Naturgips oder auch einer erhöhten Nachfrage nach Re
cyclinggips führen. Aus Gründen der Rohstoffschonung 
und des Naturschutzes sowie entsprechend den Vorgaben 
des Kreislauf wirtschaftsgesetzes ist die Rückgewinnung 
von Gips aus Gipsabfällen von großer Bedeutung. Da 
 notwendige Vor bedingungen – funktionierende Technik, 
Aufbereiter, Abnehmer – bereits erfüllt sind, bleibt die 
Aufgabe, die Etablierung von RecyclingGips im Markt 
aktiv zu unterstützen. Parallel gilt es, auch die Grund lagen 
für höhere Mengenpotenziale an Recyclinggips hoher Qua
lität zu legen. Dies erfordert eine sortenreine Erfassung 

am Entstehungsort durch einen gezielten Rückbau in 
 Abrissobjekten und für die Zukunft einen Einbau, der den 
Rückbau bereits mit berücksichtigt. Gipsabfälle müssen 
zudem auf kurzem Wege in Recyclinganlagen gelangen 
statt in preiswerte Scheinverwertungen, wie zum Beispiel 
bei der Stabilisierung von Uranschlammteichen in Tsche
chien oder der Verfüllung von Steinbrüchen (BUCHERT 
et al. 2017).

Auch wenn durch Abnahme und Wegfall von Kraftwerks
nebenprodukten wie Steinkohleflugaschen oder REA
Gips voraussichtlich keine dramatische Mangelsituation 
auf der Nachfrageseite entstehen wird, steht die Branche 
– aber auch die Politik – vor der Aufgabe, die möglichen 
Alternativen bezüglich ihrer Nachhaltigkeit zu prüfen 
und entsprechend zu flankieren.

3.1.4 Haftung für die Folgekosten 
der Braunkohletagebaue

33. Ein wichtiger Aspekt des Braunkohleausstiegs ist es, 
die Finanzierung der Folgekosten des Kohlebergbaus 
 sicherzustellen. Seit der Wiedervereinigung bis zum Jahr 
2017 wurden über 10 Mrd. Euro von Bund und Ländern 
für die Sanierung der Altlasten der früheren DDRTage
baue aufgewandt. Die Mittel fließen in die eigens hierfür 
gegründete Lausitzer und Mitteldeutsche Bergbau 
VerwaltungsGmbH (LMBV). Weitere 1,23  Mrd. Euro 
wurden für den Zeitraum 2018 bis 2022 seitens des Bun
des und der ostdeutschen Braunkohleländer Branden
burg, Sachsen, SachsenAnhalt und Thüringen geneh
migt (LMBV 2017). Neben diesen Altlasten aus der 
DDRZeit wird die Wiedernutzbarmachung von ehe
maligen Tagebauen durch die entsprechenden Betreiber 
 finanziert. Je nach Durchführung umfasst der im Folgen
den verwendete Oberbegriff der Wiedernutzbarmachung 
die Renaturierung, die Rekultivierung oder auch die völ
lige Neu gestaltung von Landschaften. Die dafür erfor
derlichen Mittel wurden in der Vergangenheit durch den 
laufenden Betrieb der Kohletagebaue und kraftwerke er
wirtschaftet. Aufgrund des erforderlichen Kohleausstie
ges muss daher geprüft werden, ob noch ausreichend 
Mittel bei den Betreibern verbleiben, um weiterhin für 
alle Folgekosten der Kohleverstromung aufzukommen. 
Besonderheiten dieser Folgekosten sind: 

 ɦ Ein Großteil der Kosten fällt erst bei der Wiedernutz
barmachung der Tagebauflächen und somit in der 
Zukunft an. Während die Umschichtung der Erdmas
sen bereits parallel zum Betrieb des Tagebaus beginnt, 
 fallen die Kosten für mögliche Restseen über einen 
Zeitraum von bis zu fünfzig Jahren an (ÖkoInstitut 
2017). Dies kann bedeuten, dass das Bergbauunter
nehmen zu diesem Zeitpunkt keine Erträge mehr durch 
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die Kohle verstromung einbringt, da bereits alle Kraft
werke still gelegt sind.

 ɦ Einige Kosten, wie die Sicherstellung einer aus reichend 
guten Wasserqualität in den künstlich angelegten Seen 
und die zum Teil dauerhafte Grundwasserabsenkung 
durch Pumpen, werden auch nach der vollständigen 
Wiedernutzbarmachung bestehen bleiben und stellen 
daher langfristige Folgekosten dar. Letzteres liegt 
daran, dass in einigen  Regionen Gebäude unterhalb des 
ursprünglichen Grundwasserspiegels gebaut wurden.

 ɦ Die genaue Höhe der Kosten und der Zeitpunkt, zu 
dem sie anfallen, sind noch unklar. Für die Bundes
regierung sind diese Aspekte aufgrund fehlender 
 Einsicht in unternehmensinterne Unterlagen daher 
schwer abzuschätzen.

34. Die Bergbauunternehmen sind rechtlich verpflichtet, 
vollständig für alle anfallenden Kosten aufzukommen. 
Für diesen Zweck müssen sie bereits während des laufen
den Tagebaubetriebs detaillierte Pläne für die Nachnut
zung erstellen. Basierend auf diesen Plänen schätzt das 
Unternehmen die zukünftig anfallenden Kosten. Um 
diese zu decken werden jedes Jahr entsprechende Rück
stellungen auf der Passivseite der Geschäftsbilanzen ge
bildet. Die bis Ende 2016 gebildeten Rückstellungen be
laufen sich auf 2,8 Mrd. Euro für RWE und 1,5 Mrd. Euro 
für die LEAG sowie (Stand: Ende 2015) 0,14 Mrd. Euro 
für die Mitteldeutsche Braunkohlengesellschaft  mbH 
(MIBRAG) (Bundesanzeiger 15.11.2016; 28.12.2016; 
23.05.2017). Der Wert der Rückstellungen muss durch 
entsprechende Anlagen auf der Aktivseite abgesichert 
sein. Die Anlagen sind in der Regel Investitionen in kon
krete Infrastrukturprojekte, wie beispielsweise Kraft
werksanlagen oder auch Fördergeräte in den Tagebauen. 
Verlieren diese Anlagen durch Wertabschreibungen oder 
Abnutzungen an Wert, müssen die Unternehmen zusätz
liche Aktivposten in den Bilanzen nachweisen, damit die 
Rückstellungen aus reichend gesichert sind.

35. Hinsichtlich der Deckung der Kosten für die Wieder
nutzbarmachung ergeben sich somit die folgenden 
 möglichen Risiken:

 ɦ Die gebildeten Rückstellungen sind zu niedrig, um die 
Kosten der Wiedernutzbarmachung zu finanzieren. 
Dies kann daran liegen, dass die Kosten unterschätzt, 
die angenommenen Zinssätze für die Verzinsung der 
gebildeten Rückstellungen überschätzt oder der Zeit
punkt, zu dem die Kosten anfallen, bereits früher 
 eintritt als erwartet. Das Bergbauunternehmen müsste 
in diesem Fall zusätzliche Mittel aufbringen, um die 
Rückstellungen zu erhöhen und die Mehrkosten zu 
 tragen. 

 ɦ Der reale Wert der Aktivposten entspricht nicht dem 
Buchwert der gebildeten Rückstellungen. Dies droht 
insbesondere, wenn ein Teil der Rückstellungen in 
konventionelle Kraftwerksanlagen oder in die Tagebau
infrastruktur investiert wurde. So mussten viele große 
Energieversorgungsunternehmen in den letzten Jah
ren bereits zusätzliche Abschreibungen vornehmen, 
weil der reale Wert dieser Anlagen deutlich unterhalb 
der in den Büchern hinterlegten Summen lag (OSTER 
und ERDMANN 2017; CALDECOTT et al. 2017). Im 
Fall weiterer Abschreibungen müsste das Bergbau
unternehmen zusätzliche Aktivposten aufführen, um 
die Rückstellungen zu finanzieren.

Diese Risiken können dazu führen, dass das Bergbau
unternehmen zu einem späteren Zeitpunkt noch weitere 
(ungeplante) Gelder zur Verfügung stellen muss. Ist das 
Unternehmen hinreichend liquide, um diese Mehrkosten 
zu tragen, werden keine öffentlichen Gelder für die 
 Wiedernutzbarmachung benötigt. Eine Gefahr besteht 
jedoch, wenn das Bergbauunternehmen zu dem Zeit
punkt des Anfallens zusätzlicher Kosten eine unge
nügende Liquidität aufweist oder nicht mehr existiert. 
Handelt es sich hierbei um ein Tochterunternehmen 
eines größeren Konzerns, haftet dieser grundsätzlich für 
die zusätzlichen Kosten. Allerdings können sich Mutter
unternehmen durch gesellschaftliche Umstrukturierun
gen, wenn entsprechende Gewinnabtretungsverträge 
zwischen den Firmen vorher bereits gekündigt wurden, 
aus der rechtlichen Verantwortung ziehen (WRONSKI 
et  al. 2016; OEI et  al. 2017). So könnte die Struktur 
des tschechischen Mutterunternehmens Energetický a 
průmyslový holding a.s. (EPH), das über diverse weitere 
Tochter gesellschaften und Holdings Eigentümer der 
LEAG und der MIBRAG ist, die Haftung erschweren 
(OEI et al. 2017; ÖkoInstitut 2017; Greenpeace 2017). 
Analysen des Forums ÖkologischSoziale Marktwirt
schaft (FÖS) (WRONSKI et al. 2017) zeigen, dass auch 
die Haftungsfrage in NordrheinWestfalen durch die Aus
gliederung von innogy aus RWE komplizierter geworden 
ist. So wäre innogy – für den Fall einer Insolvenz von 
RWE – nicht für mögliche Forderungen aus den Kohle 
oder Atomfolgekosten verantwortlich. Um sicherzustel
len, dass das Verursacherprinzip gilt, wären daher zu
sätzliche politische Maßnahmen notwendig.

36. Tabelle 4 zeigt basierend auf einer Studie von FÖS 
und IASS (Institute for Advanced Sustainability Studies) 
(WRONSKI et  al. 2016) eine Übersicht über mögliche 
Probleme bei der Haftung für die langfristigen Folge
kosten des Braunkohleabbaus sowie passende Lösungs
ansätze. Hierbei wird deutlich, dass es aufgrund feh
lender unabhängiger und öffentlich zugänglicher 
Kosten schätzungen bisher starke Informationsasymmet
rien zulasten der öffentlichen Hand (und der Zivilgesell
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schaft) gegenüber den Betreibern gibt. Erste Untersu
chungen in einzelnen Bundesländern zielen daher darauf 
ab, erstens die Folgekosten der Braunkohletagebaue und 
zweitens die Haftbarkeit der Bergbauunternehmen und 
ihrer Mutter konzerne besser abschätzen zu können. Die 
Ergebnisse dieser unabhängigen Unter suchungen sollten 
öffentlich zugänglich gemacht werden, damit die Gesell
schaft die zu erwartenden Kosten und die Haftungsfrage 
besser einschätzen kann. Abhängig von den Ergebnissen 
müssten gegebenenfalls zusätzliche Sicherheiten von 
den Bergbauunternehmen verlangt werden (WRONSKI 
et al. 2016; OEI et al. 2017). In diesem Fall könnte auch 
auf die jüngsten Vorgaben aus den Entscheidungen zur 
Sicherung der Atomrückstellungen zurückgegriffen wer
den (von HIRSCHHAUSEN et al. 2015).

3.2 Strukturentwicklung in den 
Kohleregionen

37. Wenn die Kohleverstromung zurückgeht, wird re
gional ein Strukturwandel beschleunigt, der auch mit 
 Arbeitsplatzverlusten in den betroffenen Branchen ein
hergeht. Es ist nötig, diesen Wandel sozialverträglich zu 
gestalten und durch neue Arbeitsplätze in der Energie
wirtschaft oder anderen Branchen zu kompensieren. 
Hervorzuheben ist, dass ein solcher Strukturwandel in 
seiner Größen ordnung historisch nicht außergewöhnlich 
ist und dass Deutschland bereits gravierendere Struktur
veränderungen erfolgreich bewältigen konnte. Allerdings 
sollte berücksichtigt werden, dass einige Regionen in den 
ostdeutschen Bundesländern zum zweiten Mal betroffen 
sind, da bereits im Zuge der Wiedervereinigung die An
zahl der Beschäftigten in der Kohlewirtschaft stark zu
rückgegangen ist. Aus den Erfahrungen der Vergangen

heit, wie beispielsweise der Wiedervereinigung aber auch 
dem Rückgang des Steinkohlebergbaus in Westdeutsch
land, gilt es daher die gelungenen Lösungsansätze zu 
übertragen und vergangene Fehler zu vermeiden. Eine 
proaktive Strukturpolitik unterstützt diesen Wandel und 
sollte parallel zum Ausstiegspfad mitkonzipiert werden.

3.2.1 Direkte Arbeitsplätze in der 
Kohlewirtschaft

38. Die Zahl der betroffenen Arbetsplätze in der Braun
kohlewirtschaft war in den letzten Jahren Gegenstand 
verschiedener Studien. Die Ergebnisse variieren zwi
schen circa 25.000 (UBA 2015a) und circa 75.000 (r2b 
energy consulting und HWWI 2014) betroffenen Ar
beitsplätzen. Diese Abweichungen sind auf unterschied
liche Bezugsgrößen und Annahmen zurückzuführen. 
 Differenziert wird zwischen direkten, indirekten und in
duzierten Arbeitsplatzeffekten. Basierend auf offiziellen 
Statistiken können die gegenwärtig direkt in der Kohle
wirtschaft Beschäftigten klar beziffert werden (s. Tab. 5). 
Genaue Daten über die Zahl der indirekten Arbeitsplätze 
in der Kohlewirtschaft, die beispielsweise bei der War
tung, in den kundenbezogenen Servicebereichen der 
Energieversorger oder bei vor und nachgelagerten 
Produktions ketten bestehen, liegen dagegen nicht vor.

39. Im Jahr 2016 waren in der Braunkohleindustrie in 
Deutschland ungefähr 17.700 direkt Beschäftigte sowie 
1.300 Auszubildende tätig (s. Tab. 5). Auf die Kraftwerke 
entfallen dabei mit 5.161 ungefähr ein Viertel der Be
schäftigten. Die restlichen Beschäftigten sind in den 
 Tagebauen und der Veredelung beschäftigt. Im bis 2018 
auslaufenden deutschen Steinkohlebergbau gibt es der

 ɦ Tabelle 4

Mögliche Probleme und Lösungen bei der Haftung für die langfristigen Folgekosten des Braunkohleabbaus
Mögliches Problem Denkbare Lösung Resultierende Folgewirkung

Höhe der Rückstellungen ist  
unzureichend

unabhängiges öffentliches  
Kostengutachten

Aufstockung der Rückstellungen

Realer Wert der gebildeten  
Rückstellungen ist zu niedrig

regelmäßige unabhängige  
Überprüfungen

Aufstockung der Aktivposten zur 
Deckung der Rückstellungen

Bergbauunternehmen wird insolvent Sicherheitsleistungen oder Sicherungs-
vermögen („interner Fonds“)

Zusätzliche Sicherungslösung  
innerhalb des Unternehmens

Kündigung von (Gewinnabführungs-)
Verträgen zum Mutterunternehmen

Bürgschaften vom  
Mutterunternehmen

Haftung durch das  
Mutterunternehmen wird  
sichergestellt

Mutterunternehmen wird insolvent öffentlich-rechtlicher Fonds oder die 
Gründung einer privatrechtlichen 
Stiftung

Absicherung durch zusätzliche 
externe Sicherungslösungen

SRU 2017; Datenquelle: WRONSKI et al. 2016
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zeit 6.285 Arbeitsplätze (Statistik der Kohlenwirtschaft 
2017). Über die in den Steinkohlekraftwerken Beschäf
tigten gibt es dagegen keine verlässlichen Daten. Die Ge
werkschaft Verdi errechnet in einem Gutachten, das auf 
einer Mitgliederbefragung in 15 Kraftwerksblöcken ba
siert, einen Beschäftigungsschlüssel von 330 Beschäftig
ten pro Gigawatt Kapazität (enervis energy advisors 
2016). Hieraus würde sich eine Zahl von rund 9.000 Be
schäftigten ergeben. Diese liegt jedoch deutlich über dem 
Wert von 5.000 Beschäftigten, welcher von der Industrie
gewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie (IG BCE 2014) 
im Rahmen von möglichen Umstrukturierungen der 
Steinkohlebranche genannt wurde. 

Im Herbst 2016 kündigten sowohl RWE als auch Steag 
einen weiteren betriebsbedingten Stellenabbau von je
weils 800 bis 1.000 Beschäftigten an (Der Westen 
12.09.2016). Bei RWE ist dies unter anderem durch die 
anstehende Überführung von fünf älteren Kraftwerks
blöcken in die Sicherheitsbereitschaft bedingt. Diese 
Kraftwerksblöcke werden nach vier Jahren im Reserve
betrieb vollständig geschlossen. Steag schließt zahlreiche 

Steinkohlekraftwerke aufgrund ihrer fehlenden Rentabi
lität. Auch die LEAG hat einen Abbau von 600 Arbeitsplät
zen aufgrund der Einführung der Sicherheitsbereitschaft 
angekündigt (Lausitzer Rundschau 20.03.2017). Im Er
gebnis ist davon auszugehen, dass sich die Anzahl der in 
der Braun und Steinkohleindustrie direkt Beschäftigten 
in den nächsten Jahren aus betriebswirtschaftlichen Grün
den von 30.000 auf ungefähr 20.000 reduzieren wird. Um 
eine vollständige Betrachtung der direkten Beschäfti
gungseffekte des anstehenden Kohleausstiegs durchzu
führen, müssten auch die wachsenden Beschäftigtenzah
len im Bereich der erneuerbaren Energien hinzugezählt 
 werden. Deren Anstieg in den letzten Jahren hat sowohl 
die bereits weggefallenen, als auch die verbleibenden Ar
beitsplätze in der Kohlewirtschaft deutlich übertroffen 
(DEHNEN et al. 2015; LEHR et al. 2015). Allerdings sind 
diese über Gesamtdeutschland verteilt, sodass Regionen 
von der Energiewende unterschiedlich betroffen sind 
(„Rückenwind im Norden: Studie zeigt Verteilung der Er
neuerbarenJobs in den Bundesländern“, Presse  mit teilung 
der Agentur für Erneuerbare Energien vom 26. Juni 2017).

 ɦ Tabelle 5

Verbleibende direkte Arbeitsplätze in der Braun- und Steinkohleindustrie in Deutschland in Tausend

Direkt Beschäftigte in den Braunkohlerevieren
Rheinland  9,0
+ Lausitz  8,3
+ Mitteldeutschland  2,4
+ Helmstedt  0,2
= Aufsummierte direkt Beschäftigte in den Braunkohlerevieren 19,9
− Beschäftigte der LMBV (Wiedernutzbarmachung von DDR-Tagebauen)  0,6
− Beschäftigte in Helmstedt (Wiedernutzbarmachung & Reservevorhaltung)  0,2
≈ Verbleibende direkt Beschäftigte in der Braunkohleindustrie 19,0
− Auszubildende  1,3
≈ Feste Beschäftigte in der Braunkohleindustrie (Kraftwerke & Tagebaue) 17,7
 
+ Beschäftigte im Steinkohlebergbau  6,3
+ Beschäftigte in Steinkohlekraftwerken 5,0–9,0
≈ Feste direkt Beschäftigte in der Braun- und Steinkohleindustrie 2016 29,0–33,0
− Auslaufen des Steinkohlebergbaus 2018  6,3
− Stellenabbau bei RWE (5 Braunkohleblöcke in Sicherheitsbereitschaft) 0,8–1,0
− Stellenabbau bei Steag (Steinkohlekraftwerksstilllegungen) 0,8–1,0
− Stellenabbau bei LEAG (2 Braunkohleblöcke in Sicherheitsbereitschaft)  0,6
− möglicher weiterer Stellenabbau bei anderen Unternehmen von 2016–2019 ?

≈ Verbleibende direkt Beschäftigte in der Braun- und Steinkohleindustrie im Jahr 2019 20,1–24,5 abzgl. ?

Unstimmigkeiten bei den Summen resultieren aus Rundungsungenauigkeiten. 

Quelle: Statistik der Kohlenwirtschaft 2017; enervis energy advisors 2016; IG BCE 2014; Der Westen 12.09.2016; 25.10.2015; 
Lausitzer Rundschau 20.03.2017; WÖRLEN et al. 2017
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3.2.2 Indirekte und induzierte 
Arbeitsplatzeffekte

40. Studien, die indirekte Arbeitsplätze mit einbeziehen, 
verwenden meist einen Faktor von 1 bis 2 (bezogen auf 
die direkten Arbeitsplätze), um deren Zahl abzuschät
zen. Das ÖkoInstitut (2017) verweist in einer Studie für 
die Agora Energiewende darauf, dass der zusätzliche An
teil der indirekten Arbeitsplätze ansteigt, je größer der 
Untersuchungsraum wird. Der Faktor wird für das Kohle
revier mit 1 angegeben. Dieser Faktor steigt bei Miteinbe
ziehen von weiteren Pendlerinnen und Pendlern und Zu
lieferbetrieben in der umliegenden Region auf ungefähr 
1,5 und für Gesamtdeutschland auf bis zu 2. Die indirek
ten Beschäftigungseffekte sind bei Kraftwerken ungefähr 
doppelt so hoch wie beim Tagebau. Die genaue Anzahl 
dieser Beschäftigten ist ebenso unklar wie die Frage, ob 
diese Arbeitsplätze bei einem Kohleausstieg ersatzlos 
wegfallen würden. So können durch die bereits stattfin
denden Veränderungen in den Regionen aufgrund von 
Anpassungsreaktionen neue Beschäftigungsmöglichkei
ten entstehen. Dies kann sowohl die Neugründung von 
Firmen als auch die Umwandlung von bestehenden 
 Geschäftsmodellen, beispielsweise zum Bau und zur 
Wartung von Windenergieanlagen oder für alternative 
Produktionsprozesse für Gips, betreffen. Die meisten 
ökonomischen Arbeitsmarktmodelle können solche dy
namischen Veränderungen des Arbeitsmarktes nicht 
oder nur bedingt abbilden. Die aus diesen Modellrech
nungen resultierenden Zahlen beziehen sich somit nur 
auf die wegfallenden direkten und indirekten Arbeits
plätze und lassen außer Acht, dass ein Teil dieser Ar
beitsplätze durch Anpassungs reaktionen des Marktes 
aufgefangen wird. Bei Berücksichtigung dieser Anpas
sungseffekte sowie einer Aus weitung des Untersuchungs
raumes – sowohl zeitlich als auch regional – sind die 
 NettoBeschäftigungseffekte des Kohleausstiegs somit 
sogar positiv (DEHNEN et al. 2015; LEHR et al. 2015).

Eine Studie von Prognos für Vattenfall und die MIBRAG 
bezieht neben direkten und indirekten Arbeitsplätzen auch 
induzierte Beschäftigungseffekte ein (HOBOHM et  al. 
2011). Als induzierte Beschäftigungseffekte werden Ar
beitsplätze bezeichnet, die durch die Kaufkraft im Braun
kohlesektor Beschäftigter entstehen. Die Studien nehmen 
an, dass diese Arbeitsplätze bei der Verminderung der 
Braunkohlearbeitsplätze vollständig wegfallen würden. 
Dies lässt allerdings außer Acht, dass die zuvor im Braun
kohlesektor Beschäftigten eine neue Anstellung finden 
können. Und selbst bei einer zeitweiligen Arbeitssuche – 
finanziert durch den Bezug von Sozial transfers – tragen 
sie temporär noch zu einem gewissen Anteil zum Erhalt 
der induzierten Arbeitsplätze bei. Das Miteinbeziehen von 
induzierten Arbeitsplätzen überschätzt daher, ähnlich wie 

die Berechnung der indirekten Beschäftigten, die Ar beits
platzaus wirkungen des Kohleausstiegs, da ein alleiniger 
Fokus auf die wegfallenden Beschäftigten erfolgt, ohne 
dynamische Anpassungs reaktionen mit einzubeziehen.

Noch höhere Auswirkungen auf die Beschäftigungszah
len werden ermittelt, wenn Strompreiseffekte in die 
Rechnungen miteinbezogen werden (r2b energy consul
ting und HWWI 2014). Dahinter liegt die Annahme, dass 
durch den Kohleausstieg die Strompreise deutlich stei
gen könnten, was zu weiteren Arbeitsplatzverlusten in 
der energie intensiven Industrie führen könnte. Zahlrei
che Modellrechnungen zeigen jedoch, dass ein struktu
rierter Kohleausstieg nur zu einem minimalen Börsen
strompreisanstieg führt (HERMANN et  al. 2017; OEI 
et al. 2014; 2015a; 2015b; HORST et al. 2015). Dieser mi
nimale Anstieg führt automatisch zu einer Reduktion der 
Umlage nach dem ErneuerbareEnergienGesetz, da sich 
diese aus der Differenz von Börsenstrompreis und ver
einbarten Vergütungen errechnet. Dadurch wird ein 
möglicher Strompreiseffekt des Kohleausstiegs für die 
meisten  privaten und – nicht von der EEGUmlage be
freiten – industriellen Endkunden zusätzlich abgefedert. 
Selbst bei den meisten energieintensiven Betrieben sind 
die Strombeschaffungskosten nur für einen sehr gerin
gen Anteil der Gesamtkosten verantwortlich (PESCIA 
und REDL 2014; NEUHOFF et al. 2014; GERMESHAU
SEN und LÖSCHEL 2015). Darüber hinaus sind die 
Strompreise für die energie intensiven Betriebe, unter an
derem auch aufgrund der Befreiung von der EEGUmla
ge, in den letzten Jahren kontinuierlich gesunken. Daher 
ist nicht davon auszu gehen, dass ein leichter Anstieg der 
Strompreise zu Arbeitsplatzverlusten in der energiein
tensiven Industrie führen würde (SRU 2016, Kap.  2; 
ELMER et al. 2016). Da eine eindeutige Berechnung der 
indirekten oder induzierten Arbeitsplätze nicht möglich 
ist, liegt im Folgenden der Fokus auf den direkt betroffe
nen 20.000 bis 30.000 Arbeitsplätzen in der Kohleindus
trie.

3.2.3 Altersstruktur der Beschäftig-
ten in der Kohlewirtschaft

41. Die Altersstruktur der in der Braunkohlewirtschaft 
verbleibenden direkt Beschäftigten weist Besonder hei
ten auf, aus der sich Schwerpunkte für zukünftige arbeits
marktpolitische Programme ableiten lassen (s. Abb.  4; 
Statistik der Kohlenwirtschaft 2016):

 ɦ Zwei Drittel der Beschäftigten sind derzeit älter als 46 
Jahre. Diese sind im Jahr 2030 älter als 60 Jahre. Bei 
einem Kohleausstieg innerhalb der nächsten zwanzig 
Jahre bedeutet dies, dass ein Großteil dieser Arbeiten
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den bis zur Rente in den Betrieben verbleiben kann. Da 
das Alter der Kraftwerksblöcke nicht mit dem Alter der 
dort Beschäftigten korreliert, kann ein Austausch von 
Arbeitskräften innerhalb der Reviere wegfallende 
Expertisen ausgleichen und zugleich sozial abfedernd 
wirken.

 ɦ In den letzten Jahren gab es für Beschäftigte ab einem 
Alter von 55 Jahren verschiedene Frühverrentungs
programme, die unter Umständen für weitere 10  % 
der Beschäftigten nach dem Auslaufen der Kohlever
stromung infrage kommen könnten.

 ɦ Für das verbleibende Viertel der Beschäftigten müssen 
neue Arbeitsplätze durch eine gezielte Regional
entwicklung geschaffen werden. Hierfür fallen unter 
Umständen Umschulungskosten für circa 5.000 bis 
7.500 Personen in Deutschland an.

 ɦ Mit dem Auslaufen der Braunkohleverstromung fallen 
jährlich 300 bis 400 Stellen für Auszubildende in den 
Regionen weg, die ersetzt werden müssen.

42. In der Steinkohleindustrie finden sich viele Paralle
len zur Situation der Braunkohle. Allerdings sind die Be
schäftigten im Steinkohlebergbau im Durchschnitt älter 
als in der Braunkohlebranche (Statistik der Kohlenwirt
schaft 2016). Darüber hinaus fallen in der Steinkohle
wirtschaft deutlich weniger Arbeitsplätze weg, die sich 

bei den Kraftwerken zudem auf mehr Regionen verteilen. 
Der Schwerpunkt der Strukturförderung sollte daher in 
den Braunkohlerevieren liegen.

3.2.4 Abfederung von  
 Strukturentwicklungen

43. Es hat bereits eine Vielzahl von wirtschaftlichen 
 Umstrukturierungen in Deutschland stattgefunden. So 
gingen zwischen 1970 und 1984 in Deutschland 500.000 
Arbeitsplätze in der Textilindustrie (FRÖBEL et al. 1986, 
S. 58) und im Zeitraum von 1975 bis 1984 fast 300.000 
Arbeitsplätze in der Stahlindustrie verloren (SCHUCHT 
1998; BINDER und SCHUCHT 2001). Auch in der 
Energie wirtschaft hat es in den letzten Jahrzehnten 
 zahlreiche Wandlungsprozesse gegeben. So sind die 
 Beschäftigtenzahlen im Steinkohlebergbau von über 
600.000 im Jahr 1957 auf 250.000 im Jahr 1970 zurückge
gangen (Statistik der Kohlenwirtschaft 2016). Im Jahr 
2007 wurde für den Steinkohlebergbau eine Einigung 
zwischen Politik und den Tarifpartnern getroffen, die 
zu dem Zeitpunkt verbliebenen 35.000 direkten Arbeits
plätze und damit die gesamte heimische Steinkohleför
derung bis 2018 abzubauen (Gesetz zur Finanzierung 
der Beendigung des subventionierten Steinkohleberg
baus zum Jahr 2018). Die Zahl der mehr als 100.000 in 
der Braunkohle Beschäftigten in der DDR ging nach 1990 
innerhalb eines Jahrzehnts auf 10.000 zurück (Statistik 

 ɦ Abbildung 4

Anteil der im Jahr 2015 in der Braunkohlewirtschaft Beschäftigten, die zum jeweiligen Zeitpunkt jünger als 
60 Jahre sind

SRU 2017; Datenquelle: Statistik der Kohlenwirtschaft 2016
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der Kohlenwirtschaft 2016). Auch in der Solarindustrie 
gingen in kürzester Zeit (zwischen 2012 und 2013) über 
45.000 Arbeitsplätze verloren (BMWi 2014, S. 93). Teil
weise waren auch die Auswirkungen dieser Arbeitsplatz
verluste regional konzentriert.

Um diese Strukturwandel sozialpolitisch zu flankieren, 
hat sich in der Vergangenheit vor allem eine Kombinati
on folgender Instrumente bewährt, um sowohl die aktive 
Strukturentwicklung zu fördern als auch mögliche nega
tive lokale Auswirkungen abzufedern:

 ɦ Regionale Wirtschaftsförderung (z. B. im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung der regiona
len Wirtschaftsstruktur) und ergänzende Länderpro
gramme,

 ɦ Sozialpläne, insbesondere um die Einkommens ver
luste bei vorzeitigen Entlassungen zu kompensieren, 

 ɦ Vermeidung betriebsbedingter Kündigungen, Ersatz
arbeitsplatz und Einkommensgarantie,

 ɦ Frühverrentung mit weitgehender Lohnkompensation,

 ɦ aktive Arbeitsmarktpolitik, zum Teil sogar mit Beschäf
tigungsangeboten im öffentlichen Dienst, 

 ɦ Umschulungs und Qualifizierungsmaßnahmen.

44. Vergleicht man die genannten großen Struktur
entwicklungen zurückliegender Jahrzehnte mit den in 
den nächsten zwanzig Jahren gefährdeten etwa 20.000 
bis 30.000 direkten Arbeitsplätzen in der Kohleindustrie, 
so erscheint dieser Rückgang eher gering und industrie 
und sozialpolitisch gestaltbar. Allerdings unterscheidet 
sich der anstehende Braunkohleausstieg von den genann
ten Strukturwandelprozessen dadurch, dass letztere 
hauptsächlich durch den (internationalen) Wettbewerb 
getrieben waren. Der Braunkohleausstieg ist wirtschaft
lich durch den Erfolg der erneuerbaren Energien bedingt; 
die beschleunigte Geschwindigkeit des Ausstiegs wäre 
aber eine Konsequenz politischer Entscheidungen 
(SCHULZ und SCHWARTZKOPFF 2016). Daraus resul
tiert eine zusätzliche Verantwortung des Staates bei der 
sozial verträglichen Gestaltung des Wandelprozesses.

Die Entwicklung des Arbeitsmarktes in der Energiewirt
schaft erfolgt nicht einheitlich: Während in der Kohle
industrie Arbeitsplätze wegfallen, hat die Zahl der Beschäf
tigten insgesamt in den letzten zehn Jahren zugenommen. 
Dies ist vor allem auf den Ausbau der erneuerbaren Ener
gien infolge der Energiewende zurückzuführen (BMWi 
2014). Allerdings sollten bei einem Vergleich von Arbeits
platzeffekten neben der Anzahl der Arbeitsplätze weitere 

Aspekte wie die Höhe des Gehaltes und die Zukunftsper
spektiven der Beschäftigungsverhältnisse mit einbezogen 
werden. Ehemals in der Braunkohle industrie Beschäftig
te haben bei einem Wechsel in andere Industriezweige 
zwar deutlich bessere Zukunftsperspektiven, müssen 
aber im Durchschnitt mit erheblichen Gehaltseinbußen 
rechnen: Eine Studie des Deutschen Instituts für Wirt
schaftsforschung (DIW) beziffert in einer Analyse der 
ostdeutschen Beschäftigtendaten von 1998 bis 2010 die 
Einkommenseinbußen von Branchenwechslern im Durch
schnitt auf 20 bis 30  % (FRANKE et  al. 2017). Ältere 
 Beschäftigte erleiden die größten Einkommensverluste. 
Eine hierdurch bedingte Abwanderung nach Süd und 
Westdeutschland ist dagegen kaum festzustellen. 

Ein Grund für die Gehaltseinbußen bei einem Branchen
wechsel ist das hohe Ausgangsniveau in der Braunkohle
industrie. So wurde in einer Studie für Verdi das durch
schnittliche Arbeitnehmerentgelt (Bruttogehalt inkl. 
einem Sozialversicherungsanteil von 21  % durch den 
 Arbeitgeber) mit rund 68.000 Euro angegeben (enervis 
energy advisors 2016). Insbesondere die Aktivitäten der 
Gewerkschaften IG BCE und Verdi haben in den letzten 
Jahrzehnten für gut bezahlte Arbeitsverhältnisse in der 
Kohlewirtschaft gesorgt. Neben diesen sehr gut organi
sierten Industriezweigen haben sich im Bereich der 
 neueren Geschäftsfelder, wie beispielsweise den erneu
erbaren Energien, bisher nur deutlich schwächere 
gewerkschaft liche Vertretungen herausgebildet. 

3.2.5 Neue Perspektiven für die 
Kohleregionen

45. Der Ausstieg aus der Kohleverstromung hat auf die 
verschiedenen Braunkohlereviere ganz unterschiedliche 
Auswirkungen. Viele Studien haben sich bereits mit dem 
bevorstehenden Strukturwandel in Ostdeutschland und 
ins besondere der Lausitz auseinandergesetzt, da es in 
der Region bisher wenig andere Industrie gibt (MARK
WARDT et  al. 2016; SCHWARTZKOPFF und SCHULZ 
2015;  KUTZNER 2014; KLUGE et al. 2014; VALLENTIN 
et  al. 2016; BOSHOLD 1999; HAUSER und LEPRICH 
2008; BLANKE et al. 2010). Im Rheinischen Revier gibt 
es dagegen deutlich mehr andere Industriezweige, eine 
unmittelbare Nähe zu urbanen Zentren wie Köln, Düssel
dorf und Aachen sowie ein höheres Innovationspotenzi
al (Regionomica 2013; IRR 2016; OPIELKA et al. 2014; 
SCHEUERMANN et al. 2012). Allerdings sind im Rheini
schen Revier viele Kommunen durch ihre Beteiligungen 
an RWE direkt von den Einnahmen der Kohleverstro
mung abhängig. Einige Kommunen sind zudem auch 
 direkt von geringeren Gewerbesteuereinnahmen und zu
sätzlichen Sozial transfers für Arbeitssuchende betroffen. 
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Neben den wirtschaftlichen Folgen für Beschäftigte und 
Unternehmen sind daher auch Interessen von Kommu
nen und Bundesländern betroffen, die Berücksichtigung 
finden müssen. 

46. In den ostdeutschen Braunkohlerevieren erschwert 
ein drohender verstärkter Fachkräftemangel den Aufbau 
von neuen Industriezweigen zusätzlich. Dafür sind 
hauptsächlich demografische Effekte verantwortlich 
(MARKWARDT et  al. 2016). So wird beispielsweise in 
der Lausitz ein Rückgang der Erwerbstätigen um 36  % 
von 2015 bis 2030 erwartet (IMU 2015), was deutlich 
über dem westdeutschen Niveau von 8  % liegt. Ver
bunden mit der Abwanderungen nach Süd und West
deutschland in der Vergangenheit resultieren daraus laut 
Zukunftsatlas 2013 von Prognos (Prognos AG 2013) 
für einen Großteil der betroffenen Landkreise in Ost
deutschland „leichte bis hohe Zukunftsrisiken“ sowie 
eine „schwache Wirtschaftsdynamik“.

Mögliche bereits bestehende alternative Zukunftsfelder 
bieten unter anderem die Chemie und Automobilbran
che in Mitteldeutschland sowie verschiedene Wirtschafts
zweige in NordrheinWestfalen (u.  a. Chemie, Auto  
mobil, Logistik, Energie). Für die bisher weniger divers 
industrialisierte Lausitz ist der Wegfall der Braunkohle
industrie jedoch schwieriger abzufedern. In den letzten 
Jahren wurde daher insbesondere die Tourismusbranche 
gefördert. In der Zukunft sollten gezielt weitere neue und 
nachhaltige Perspektiven in verschiedenen Wirtschafts
zweigen aufgebaut werden.

47. Die vielfältigen Möglichkeiten für einen sozialver
träglichen Strukturwandel sollten in die Entwicklung 
eines flankierenden BundLänderprogramms „Kohleaus
stieg“ einfließen. Ein solches Programm sollte finanziell 
hin reichend ausgestattet sein und verschiedene, für eine 
sozial verträgliche Flankierung einsetzbare Förderpro
gramme bündeln und koordinieren. Der Thinktank Agora 
Energiewende (2016a) schlägt hierfür einen „Struktur
wandelfonds Braunkohleregionen“ vor, welcher jährlich 
mit 250 Mio. Euro ausgestattet werden soll. Dieser Be
trag entspräche knapp einem Viertel der laufenden jähr
lichen Steinkohlesubventionen (Deutscher Bundestag –  
Wissenschaftliche Dienste 2017). Diese fallen insbeson
dere für Absatzhilfen und zu kleineren Anteilen für 
 Anpassungsgelder und Bergmanns prämien an. Mit dem 
Auslaufen des Steinkohlebergbaus und dessen Subventi
onen in 2018 könnte ein Teil dieser Gelder gezielt für die 
Strukturentwicklung in den Braunkohlerevieren verwen
det werden. Zentral ist, dass es gemeinsam mit allen be
troffenen Akteuren entwickelt und im Konsens beschlos
sen wird (SRU 2015a). Ziel eines solchen Programmes 
sollte es sein, die derzeitigen Braunkohlereviere – basie
rend auf ihren individuellen Stärken – nachhaltig weiter

zuentwickeln und somit eine mögliche Deindustrialisie
rung zu verhindern. Dies gilt insbesondere für die weitere 
Entwicklung in der Lausitz (Agora Energiewende 2017). 
Neben einer Absicherung von ausreichenden Arbeits
plätzen ist hierbei eine Vielzahl von verschiedenen har
ten und weichen Faktoren zu berücksichtigen. Durch ein 
erfolgreiches Zusammenspiel dieser Faktoren kann es ge
lingen, eine hohe Lebensqualität für die Menschen in den 
betroffenen Regionen zu prägen. Damit einher kann eine 
verstärkte positive Identifikation mit der Region gehen, 
die nachhaltig zur Weiterentwicklung beiträgt. 

48. In den Braunkohlerevieren müssen basierend auf 
den lokalen Voraussetzungen und Potenzialen geeignete 
Felder identifiziert und gefördert werden. Neben den 
 traditionellen Wirtschaftsbereichen sollten hierbei auch 
neue Zukunftsfelder gezielt aufgebaut werden, da es in 
diesen für die Braunkohleregionen leichter sein könnte 
eine Vorreiter rolle zu erlangen. Beispielhaft haben die In
novationsregion Lausitz GmbH und die IHK Cottbus für 
die Lausitz die Wachstumsmärkte und Handlungsfelder

 ɦ erneuerbare Energien, 

 ɦ urbane Energiewende/Fernwärmeversorgung, 

 ɦ Robots XXL im Bereich der Automatisierungstechnik, 

 ɦ Elektromobilität und 

 ɦ Ausbau der Infrastruktur im Städtedreieck Berlin –
Dresden – Leipzig 

identifiziert (LANGE und KRÜGER 2017).

Bei der Identifizierung und Förderung von möglichen 
Förderschwerpunkten in den Kohlerevieren muss hierbei 
immer einbezogen werden, inwiefern diese mit den lang
fristigen (Klimaschutz)Zielen Deutschlands vereinbar 
sind. So sollten gezielt nachhaltige Zukunftsmärkte, wie 
beispielsweise erneuerbare Energien oder Elektromobili
tät, gefördert werden. Investitionsförderungen für beste
hende Standorte („brownfield“) sind hierbei besser als 
die Förderung von komplett neuen Standorten („green
field“), weil dann auf bestehende Infrastrukturen zu
rückgegriffen werden kann, sodass keine zusätzliche 
 Flächenneuinanspruchnahme notwendig wird. Auch 
beim Aufbau von zusätzlicher Transport infrastruktur 
sollte die erforderliche Mobilitätswende mitbedacht wer
den, die eine stärkere Verlagerung von der Straße auf die 
Schiene notwendig macht (Agora Verkehrswende 2017).

49. Für eine bessere Strukturentwicklung sollte versucht 
werden, die Ansiedlung von neuen Unternehmen und 
deren Beschäftigten unmittelbar in den Kohleregionen 
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zu unterstützen. Um zu große Pendlerbewegungen in 
weiter  entfernte Großstädte (z.  B. Berlin, Dresden, 
 Düsseldorf oder Köln) zu vermeiden, sollte hierbei ge
zielt die bestehende Infrastruktur innerhalb der Kohle
reviere miteinbezogen werden. So kann es durch das 
 gezielte Schaffen neuer Arbeitsplätze an Hochschul
standorten gelingen, junge Arbeitnehmerinnen und 
 Arbeitnehmer in der Region zu halten. Zudem hilft der 
Aufbau von lokalen Forschungseinrichtungen und Grün
derinitiativen Knowhow und Lösungs ansätze vor Ort 
(weiter) zu entwickeln. Dies erhöht die Akzeptanz von 
Vorschlägen und trägt zudem zum Aufbau von lokaler 
 Expertise und regionaler Identifikation bei. Eine erfolg
reiche positive (Re)Identifikation mit den Braunkohle
revieren kann aber nur erfolgen, wenn neben der 
Bereitstellung von gut bezahlten Arbeitsplätzen auch 
weitere –  größtenteils weiche – Faktoren zu einem posi
tiven Lebensklima und einer hohen Lebensqualität bei
tragen. Ein Vorteil ist, dass die Reduktion der Kohle
verstromung gesundheitliche Faktoren unmittelbar 
positiv beeinflusst (s. Kap. 2.2). Zudem gibt es die Mög
lichkeit, im Rahmen von Wiedernutzbarmachungen der 
Tagebauflächen Freizeit und Kultureinrichtungen für 
die Anwohnerinnen und Anwohner und zum Aufbau des 
Tourismus zu schaffen.

50. Festzuhalten ist, dass die sozialen Veränderungen 
durch den anstehenden Kohleausstieg im Vergleich zu 
früheren historischen Struktureffekten in Deutschland 
überschaubar und somit auch lösbar sind. Für einzelne 
betroffene Landkreise, insbesondere in der Lausitz, stel
len sie dennoch eine ernst zu nehmende Herausforde
rung dar. Dadurch direkt betroffene Betriebe wünschen 
sich daher von der Bundesregierung Planungssicherheit 
durch einen festen konkreten Ausstiegsfahrplan (MARK
WARDT et al. 2016). Eine aktive Strukturpolitik gezielt 
für diese Regionen sollte daher von Beginn an parallel zu 
energiewirtschaftlichen Ausstiegsszenarien mitgedacht 
werden. Der anstehende Wandel sollte zudem als Chan
ce wahrgenommen werden, um die Reviere nachhaltig 
weiter zuentwickeln. Der Fokus sollte von rein mone
tären Aspekten, wie den Gehältern der in der Kohle
industrie verbleibenden Arbeitenden, um weitere wich
tige Faktoren, wie Umwelt, Gesundheit, Soziales und 
Aus bildung, erweitert werden. Wird ein Umfeld ge
schaffen, das diese Aspekte positiv beeinflusst, kann es 
 gelingen, eine (Re)Identifikation mit und in den 
Braunkohle revieren zu schaffen. Für die Zukunft der 
Energiewende ist es besonders wichtig, dass Deutschland 
demonstriert, wie solch eine planvolle Strukturentwick
lung gelingen kann, damit andere Sektoren und andere 
Länder dem Beispiel folgen können.

3.3 Sicherstellen der  
 Versorgungssicherheit

51. Bei der Gestaltung des zukünftigen Strommarktes 
unter Einhaltung der (inter)nationalen Klimaschutz
ziele müssen ausreichende Anpassungen erfolgen, um 
die Versorgungsicherheit in Deutschland sicherzustellen. 
Dabei muss die inländische Stromnachfrage zu jedem 
Zeitpunkt durch eine Kombination von regelbaren 
 Er zeugungs kapazitäten, dem zu diesem Zeitpunkt 
 ver fügbaren dargebotsabhängigen Anteil erneuerbarer 
 Ener gien und dem Import aus den Nachbarländern ge
währleistet sein. Durch den deutschen Atomausstieg 
werden bis spätestens 31.  Dezember 2022 die letzten 
Atomkraftwerke abgeschaltet. Ein Ausstieg aus der 
Kohle verstromung wird sich dagegen über einen länge
ren Zeitraum bis in die 2030erJahre erstrecken. Inner
halb der nächsten zwanzig Jahre muss daher parallel zum 
Auslaufen der Kohleverstromung verstärkt in den Aufbau 
CO2freier Erzeugungskapazitäten investiert werden. 
Durch einen größer werdenden Anteil erneuerbarer 
Energien sinkt zudem die Abhängigkeit von fossilen 
 Ressourcen und somit auch die Importquote für den 
Primärenergie einsatz (Agora Energie wende 2017).

In einem zunehmend von erneuerbaren Energien domi
nierten Energiesystem werden die verbleibenden konven
tionellen Anlagen immer weniger benötigt. Dennoch hof
fen die meisten Kraftwerksbetreiber, dass Blöcke anderer 
Betreiber zuerst geschlossen werden, um durch Knapp
heitspreise die Wirtschaftlichkeit der eigenen Anlagen zu 
 verbessern. In Europa bestehen daher derzeit große Über
kapazitäten im Bereich der Grundlaststromerzeugung, die 
auch zu den niedrigen Großhandelspreisen für Strom bei
tragen. Laut dem Verband Europäischer Übertragungs
netzbetreiber (ENTSOE 2016) betrugen sie im Jahr 2016 
circa 40 GW in dem für Deutschland relevanten Strom
marktgebiet. Dieses Gebiet umfasst Deutschland, alle di
rekt mit Stromleitungen verbundenen Nachbarländer 
sowie Italien. Im europäischen Vergleich mit anderen fos
silen Erzeugungsanlagen profitieren insbesondere die 
deutschen Braunkohlekraftwerke von niedrigeren Brenn
stoffkosten. Sie können somit Strom in die Nachbar länder 
exportieren, wenn ein Großteil des inländischen Marktes 
durch erneuerbare Energien gedeckt wird. Die nahezu 
gleichbleibende Auslastung der Kohlekraftwerke hat in 
Verbindung mit der ansteigenden Stromproduktion durch 
erneuerbare Energien nicht nur zu einem niedrigen Strom
preisniveau, sondern auch zu einem deutschen Rekord
stromexport im Jahr 2016 von 54 TWh geführt (AGEB 
2017). Dies entspricht fast 10  % der jährlichen Strom
produktion.
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Die maximale inländische Stromnachfrage beträgt der
zeit 86  GW. Durch die erwartete Sektorkopplung kann 
sich diese Stromnachfrage durch zusätzlichen Bedarf 
der Sektoren Verkehr und Wärme erhöhen (KUNZ und 
MAIER 2017). Allerdings geht dies einher mit neuen Po
tenzialen der Strombedarfsglättung zum Ausgleich der 
fluktuierenden erneuerbaren Energien. Insgesamt sind 
in Deutschland etwa 190 GW an konventioneller und er
neuerbarer Netto einspeiseleistung installiert, die jedoch 
nicht alle dauerhaft zur Verfügung stehen. Die konven
tionellen Energieträger haben eine sehr hohe Verfügbar
keit und setzen sich aus 76  GW mit fossilen Energie
trägern (Gas, Öl, Braun und Steinkohle) und 11 GW aus 
Atomkraftwerken zusammen. Dazu kommen weitere 
zum Teil regelbare Energiequellen von insgesamt 22 GW 
(Pumpspeicher, Wasser, Biomasse und Abfall) sowie 
83 GW an dargebotsabhängigen erneuerbaren Energien 
(Wind und Photovoltaik) (Bundesnetzagentur 2015). 
Berechnungen des Instituts für Zukunftsenergiesysteme 
(IZES) (HORST et al. 2015) zeigen, dass auch bei einem 
Kohleausstieg bis zum Jahr 2040 durch GasundDampf
Kombikraftwerke (GuDKraftwerke) ausreichend steuer
bare Erzeugungseinheiten am Netz verbleiben, um die 
Versorgungssicherheit zu gewährleisten. Dies wird un
terstützt durch einen starken Ausbau und eine Erhöhung 
der Verfügbarkeit der erneuerbaren  Energien, ermöglicht 
durch eine Kombination von 

 ɦ technischen Neuerungen bei den Anlagen (u. a. durch 
Schwachwindanlagen, nachgeführte Photovoltaik
anlagen),

 ɦ verbesserten Speicheroptionen (u. a. durch Reduktion 
der Batteriepreise, PowertoX als Mittel und Lang
fristoption) und 

 ɦ zusätzlichem Nachfragemanagement (u. a. durch Digi
talisierung, Effizienzverbesserung, Nachfragereduktion).

52. Neben der Frage der ausreichenden Leistung muss 
auch sichergestellt sein, dass alle notwendigen System
dienstleistungen zur Sicherung der Netzstabilität ge
währleistet sind. Trotz des starken Zuwachses bei den 
 erneuerbaren Energien ist das deutsche Stromnetz in 
den letzten Jahren noch zuverlässiger geworden. So hat 
sich der Stromausfallindex SAIDI (System Average Inter
ruption Duration Index) in den letzten zehn Jahren auf 
einen Tiefstwert von zwölf Minuten pro Jahr halbiert 
(Bundesnetzagentur 2016). Dieser Wert liegt deutlich 
unter dem der USA (Faktor  18) oder anderer europäi
scher Länder. Insbesondere für die Betriebsführung und 
die Frequenz und Spannungshaltung spielt die Kohle
verstromung allerdings derzeit noch eine entscheidende 
Rolle. Sie muss daher durch alternative Technologien 
 ersetzt werden. Da sich derzeit keine technologische 

 Lösung abzeichnet, die all diese Funktionen 1:1 ersetzen 
kann, müssen verschiedene Lösungen gezielt mitein
ander kombiniert werden. Die nachfolgende Tabelle  6 
zeigt zusammengefasst die von der Deutschen Energie 
Agentur (dena 2014) dargestellten alternativen Möglich
keiten der Systemdienstleistung bei einem steigenden 
Anteil erneuerbarer Energien. Dies zeigt, dass es bereits 
jetzt eine Vielzahl von alternativen technischen Möglich
keiten zur Bereitstellung von Systemdienstleistungen 
gibt. Es muss allerdings noch weiter untersucht werden, 
wie der Umfang und die Art der Systemdienstleistungs
produkte durch den Kohleausstieg angepasst werden 
müssen. Hieraus ergibt sich gegebenenfalls ein Bedarf an 
weiteren neuen technischen Lösungen oder Anpassun
gen, um die für ein sicheres und stabiles Stromversor
gungssystem erforderlichen Systemdienstleistungen 
wirtschaftlich und zuverlässig zu erbringen. So sollten 
unter anderem die Marktzugangskriterien, wie beispiels
weise die Höhe der Mindestgebote, gesenkt werden, 
sowie auch der Betrachtungsraum für die Bereitstellung 
von Systemdienstleistungen über die nationalen Gren
zen hinweg erweitert werden, um eine bessere Nutzung 
dieser Potenziale zu gewährleisten (CE Delft und 
 Microeconomics 2016; LORENZ 2017; LORENZ und 
GERBAULET 2017).

53. Ein frühzeitig geplanter, schrittweiser Kohleausstieg 
schafft wirtschaftliche Anreize für die Marktteilnehmer, 
Alternativen bereitzustellen. Dies könnten neben emis
sions ärmeren Erzeugungskapazitäten auch Fortschritte 
in den Bereichen Nachfragemanagement und Stromspei
cher sein. Die Digitalisierung ermöglicht es, dieses kom
plexe „Prosumage“Konzept von Produktion, Nachfrage 
und Speicherung (production, consumption and sto
rage) zu synchronisieren. Erleichtert wird dies durch den 
erwarteten leichten Anstieg der Börsenstrompreise in
folge der Abschaltung von Kohlekraftwerken. Allerdings 
erfolgt dieser nicht sprunghaft, fällt moderat aus und 
kompensiert im Wesentlichen den Verfall der Groß
handelsstrompreise der vergangenen Jahre. Darüber 
 hinaus wird der Effekt durch die bei steigenden Börsen
strompreisen sinkende EEGUmlage für die Haus halts
kunden und nicht EEGbefreiten Industrieabnehmer ab
gefedert (OEI et al. 2015a; HERMANN et al. 2017). Auch 
eine substanzielle Schwächung der deutschen Industrie 
und des Wirtschaftsstandorts Deutschland ist daher 
nicht zu erwarten (SRU 2016, Kap.  2; ELMER et  al. 
2016).

54. Insgesamt sind aktuell in Deutschland und Europa 
ausreichend Stromerzeugungskapazitäten vorhanden, 
um eine signifikante Anzahl an Kohlekraftwerken kurz
fristig stillzulegen. Aber auch innerhalb der nächsten 
zwanzig Jahre kann eine schrittweise Abschaltung aller 
Kohlekraftwerke so gestaltet werden, dass die Versor
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gungssicherheit nicht beeinträchtigt wird. Zur Sicher
stellung der verschiedenen Systemdienstleistungen ist 
bereits jetzt eine Vielzahl von alternativen techno
logischen Anwendungen verfügbar (Tab. 6). Erleichtert 
würde dies, wenn ein Teil der Emissionsminderungen 
durch den Teillastbetrieb von Kohlekraftwerken erreicht 
würde. In diesem Fall würde noch eine größere Anzahl an 
Kohlekraftwerkskapazitäten bei geringerer Auslastung 

im System gehalten. Durch eine stärkere europäische 
 Interaktion mit den Nachbarländern kann zudem der 
 Bedarf an Systemdienstleistungen angepasst und deut
lich reduziert werden. Dies erhöht die Ausnutzung der 
Potenziale der erneuerbaren Energien und stärkt somit 
die nationalen und europäischen Energie und Klima
schutzziele.

 ɦ Tabelle 6

Bereitstellung von Systemdienstleistungen in einem auf erneuerbaren Energien basierten System

Frequenz-
haltung

Momentan-
reserve

Frequenz-
haltung

Regelleistungs-
bereitstellung

Spannungs-
haltung

Blindleistungs-
bereitstellung

Spannungs-
haltung

Kurzschluss-
leistungsbereit-
stellung

Versorgungs-
wiederaufbau

Betriebs-
führung

An
fo

rd
er

un
ge

n 
20

30

Reduktion des Bei-
trages konventio-
neller Kraftwerke

Unterstützung 
durch das  
europäische  
Verbundnetz

Bedarf an  
Sekundärregel-
leistung und  
Minutenreserve 
nimmt vermutlich  
zu

Blindleistungs-
bedarf steigt im 
Übertragungs- und 
Verteilnetz

Gestiegener 
Bedarf einer Blind-
leistungsregelung 
im Verteilnetz 

Verfügbare Kurz-
schlussleistung 
ändert sich kaum

Starke zeitabhän-
gige Schwankung in 
allen Netzebenen 
wegen dezentraler 
Energieanlagen

Genügend 
schwarzstartfähige 
Kraftwerke sind 
vorhanden

Gestiegene Not-
wendigkeit für Eng-
pass- und Einspeise-
management führt 
zu Abstimmungs-
bedarf zwischen 
Übertragungs- 
und Verteilnetz-
betreiber 

Al
te

rn
at

iv
e 

Er
br

in
ge

r

Windenergiean-
lagen 

Größere  
Freiflächen-Solar-
kraftwerke

Batteriespeicher

Für alle Regel-
leistungsarten  
existieren alterna-
tive Erbringer,  
die den zukünftigen  
Bedarf decken 
können

Kompensations-
anlagen

Umrichterstationen

Hochspannungs-
Gleichstrom- 
Übertragung

Phasenschieber

Kraftwerke im Pha-
senschieberbetrieb

Bereitstellung 
aus dezentralen 
Energie anlagen im 
Verteilnetz

Umrüstung der 
Umrichter von 
Erneuerbare- 
Energien-Anlagen 
um Bereitstellung 
von Kurzschluss-
leistung auch ohne 
Wirkleistungs-
einspeisung zu 
ermöglichen

Dezentraler Ver-
sorgungswieder-
aufbau ist tech-
nisch möglich 

Konventionelle 
Leittechnik für 
die Systemdienst-
leistung

Standardisierte 
Informations- und 
Kommunikations-
technologien  
notwendig

H
an

dl
un

gs
em

pf
eh

lu
ng

en

Nutzung der Träg-
heit von Wind-
energieanlagen

Langfristig: Über-
prüfung der  
Nutzung der 
Potenziale aus 
Drosselung  
dezentraler  
Energieanlagen 
und Speicher

Anpassung von 
Produkteigen-
schaften und 
Präqualifikations-
anforderungen

Umsetzung adap-
tiver Bedarfser-
mittlung für Regel-
leistung 

Koordinierte Blind-
leistungsbereitstel-
lung aus dezentra-
len Energie anlagen 
im Verteilnetz 
erschließen

Blindleistung aus 
dem Hochspan-
nungsnetz für das 
Höchstspannungs-
netz als Alterna-
tive im Einzelfall zu 
prüfen

Möglichkeit des 
Verteilnetz 
betreibers Kalt-
startleistung ohne 
Wirkleistung von 
dezentralen  
Energieanlagen zu 
fordern

Auswirkung auf 
Schutzkonzepte 
muss im Einzelfall 
untersucht werden

Wetterlage und 
andere erzeu-
gungsrelevante 
Prognosen  
müssen einbezogen 
werden

Gezielte Steuerung 
von Erneuerbare-
Energien-Anlagen 
muss möglich sein

Ermöglichen der 
Abwägung zwischen  
Netzausbau 
und optimierter 
Betriebsführung 
insb. für Verteil-
netzbetreiber
Zügige Umsetzung 
des Energieinfor-
mationsnetzes

Quelle: dena 2014, Anhang Tab. 3, verändert 
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4 Gestaltung des Kohleausstiegs

55. In der kommenden Legislaturperiode sollte ein Aus
stieg aus der Kohleverstromung schnellstmöglich ent
schieden und ordnungsrechtlich ausgestaltet werden. 
Nach Auffassung des SRU sollte hierfür ein gesellschaft
lich breit getragener und im Dialog mit Vertreterinnen 
und Vertretern der Regionen, Unternehmen und Ge
werkschaften vereinbarter Konsens verabschiedet und 
danach ordnungsrechtlich umgesetzt werden (vgl. auch 
SRU 2015a).

4.1 Schritte zur Reduktion der 
Kohleverstromung

56. Eine Reduktion der Kohleverstromung kann sowohl 
durch europäische als auch nationale Klima oder Um
weltschutzinstrumente umgesetzt werden. Durch eine 
Kombination von verschiedenen Instrumenten ist es 
hierbei möglich, noch treffsicherer einen strukturierten 
Kohleausstiegspfad für Deutschland umzusetzen. 

4.1.1 Einbettung in die europäische 
Klimapolitik 

57. Der europäische Emissionshandel (EUETS) ist 
zwar das zentrale Klimaschutzinstrument der EU, hat je
doch deutliche Schwächen (SRU 2015a). Daher begrüßt 
der SRU, dass die Bundesregierung zusätzliche nationale 
Maßnahmen im Rahmen des Klimaschutzplans 2050 er
greifen möchte. 

Die Reform des EUETS mit Einführung einer Marktsta
bilitätsreserve und einer Anpassung des jährlichen CO2
Reduktionsfaktors lassen zumindest einen langsamen 
Abbau der bestehenden Zertifikatsüberschüsse – im Laufe 
der 2020erJahre – erwarten (MATTHES 2017; COWART 
et al. 2017). Durch die Reform werden ab 2019 überschüs
sige Zertifikate schrittweise in die Marktstabilitätsreser
ve überführt. Emissionsminderungen durch zusätzliche 
Klimaschutzmaßnahmen auf nationaler Ebene  werden 
somit nicht (bzw. nur in sehr geringem Ausmaß) durch 
einen unmittelbar höheren CO2Ausstoß im Ausland kom
pensiert, sondern erhöhen zunächst den Zertifikatsbe
stand in der Marktstabilitätsreserve. Die kurz und mit
telfristige klimapolitische Wirksamkeit ehrgeiziger 
nationaler Schritte wird damit gestärkt. 

Ein hoher Bestand an Zertifikaten in der Markt
stabilitätsreserve schafft überdies Spielräume, um in Zu
kunft das Ambitionsniveau der europäischen Klima politik 
zu erhöhen, wodurch die zusätzlichen nationalen Klima
schutzanstrengungen auch langfristig wirksam bleiben 
(SRU 2015a; ELMER et al. 2015). Ein geeigneter Schritt, 
um das Ambitionsniveau situationsbedingt zu erhöhen, 
wäre die Einführung einer absoluten Obergrenze des Zer
tifikatsbestands in der Reserve. Zertifikate oberhalb die
ser Grenze sollten dann endgültig gelöscht werden (IWR 
2017). Es werden auch weitere regelbasierte Mechanis
men zur Löschung exzessiver, in der Markt stabilitätsreserve 
eingelagerter Überschüsse diskutiert (MATTHES 2017; 
COWART et  al. 2017). Gemeinsames Ziel solcher Vor
schläge ist es, eine langjährige Mitführung (und späte 
Rückführung) aufgelaufener Überschüsse zu verhindern 
und stattdessen eine Zertifikatsknappheit und ein wirk
sames Emissionspreissignal sicherzustellen. 

Neben Ansätzen zur Stilllegung von in der Marktstabili
tätsreserve eingelagerten Zertifikaten bestehen noch 
weitere Möglichkeiten, mit denen sich die klimapoliti
sche Effektivität nationaler Maßnahmen absichern ließe. 
So könnten Mitgliedstaaten den Rückgang der heimi
schen Zertifikatsnachfrage direkt kompensieren, bei
spielsweise indem sie ihre Auktionsmenge kürzen. 
Zudem könnte die Emissionsobergrenze des EUETS 
(das Cap) regelmäßig nach Maßgabe der zusätzlichen 
nationalen Klimaschutzbemühungen angepasst werden 
(UBA 2017f).

4.1.2 Nationale 
 CO2-Reduktionsansätze 

58. Um die Kohleverstromung in Deutschland gezielt zu 
reduzieren, stehen grundsätzlich drei Wege zur Verfü
gung:

 ɦ Die Abschaltung der ältesten, vor 1990 gebauten 
Braunkohlekraftwerke, da diese die höchsten spezifi
schen CO2Emissionen haben (s. Tz. 29). Dies betrifft 
ungefähr 50  % der derzeit noch aktiven Braunkohle
kraftwerke.

 ɦ Die Abschaltung der ältesten Braun und Steinkohle
kraftwerke: Bei einer Aufteilung der einzusparenden 
Emissionen auf Braun und Steinkohlekraftwerke kann 
der Braunkohleausstieg langsamer erfolgen. Hierdurch 
können die über einen längeren Zeitraum auftretenden 
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Struktureffekte in den Braunkohleregionen besser 
abgefangen werden. Da die Steinkohlekraftwerke weni
ger lokal konzentriert sind und der Steinkohlebergbau 
in Deutschland 2018 beendet wird, treten in der Stein
kohlewirtschaft nur geringe lokale Struktureffekte auf.

 ɦ Die Begrenzung der jährlichen Laufzeiten der Kohle
kraftwerke durch maximale Strommengen (MWh) 
oder maximale CO2Mengen (t CO2) pro Jahr: Dies 
reduziert die Emissionen, ohne eine direkte Schlie
ßung des Standortes zu bedingen. Ein Großteil der 
Beschäftigten kann so weiterhin bis zur endgültigen 
Schließung am Standort beschäftigt werden. Bei zu 
starker Reduktion der möglichen Einnahmen können 
einzelne Standorte allerdings unrentabel werden.

59. In die öffentliche Diskussion darüber, wie diese 
Wege beschritten werden können, wurde eine Vielzahl 
 möglicher Instrumente eingebracht (OEI et  al. 2014; 
2015a; 2015b; Agora Energiewende 2016a; HORST et al. 
2015; OEI 2016; HERMANN et al. 2017):

 ɦ Der vom Bundeswirtschaftsministerium Anfang 2015 
vorgeschlagene nationale Klimaschutzbeitrag griff 
 verschiedene bisher diskutierte Möglichkeiten auf. 
Der Vorschlag zielte auf eine zusätzliche Bepreisung 
von CO2Emissionen aus Kohlekraftwerken, um hier
durch die Auslastung der älteren Kohlekraftwerke 
abzusenken. 

 ɦ Stattdessen wurde 2016 die Sicherheitsbereitschaft – 
auch als „Kohlereserve“ bezeichnet – eingeführt. Die
ses Instrument ist vergleichbar mit einer „Abwrack

prämie“ für die ältesten Braunkohlekraftwerke, welche 
gegen eine Zahlung der Bundesregierung nach einer 
vierjährigen Reservetätigkeit stillgelegt werden.

 ɦ Spezifische CO2Grenzwerte wurden in einigen Bun
desstaaten in den USA und in Kanada für Neubauten 
eingeführt und begrenzen die ausgestoßene Menge 
CO2 pro erzeugter Megawattstunde Strom. Durch die 
gewählten Grenzwerte, die den spezifischen Emissio
nen moderner Gaskraftwerke entsprechen, wurde der 
Bau von Kohlekraftwerken faktisch verboten. In 
Deutschland könnte somit der von RWE weiterhin 
geplante Neubau des Braunkohlekraftwerks BoA Plus 
am Standort Niederaußem (1.100  MW) verhindert 
werden. 

 ɦ Absolute, mengenbasierte CO2Grenzwerte wurden in 
Großbritannien eingeführt. Sie beschränken die maxi
male jährliche Menge CO2 pro installiertem Megawatt 
Leistung. Dies führt dazu, dass bei den gewählten Para
metern die betroffenen Kohlekraftwerke in ihrer Aus
lastung ungefähr bei 50  % der jährlichen Maximal
auslastung gedeckelt werden. 

 ɦ Es wurden außerdem Mindestwirkungsgrade (oder 
vergleichbare technische Anforderungen) diskutiert, 
weil viele Kohlekraftwerke schlechtere Wirkungsgrade 
oder längere Hochfahrzeiten als Gaskraftwerke besit
zen. Die Treffsicherheit solcher Instrumente ist jedoch 
schwieriger sicherzustellen als bei den anderen vor
gestellten Instrumenten, weil die verschiedenen Typen 
von Gaskraftwerken sehr unterschiedliche Werte auf
weisen. So besitzen GuDKraftwerke sehr hohe Wir

 ɦ Tabelle 7

Mögliche Klimaschutzinstrumente und ihre finanzielle Auswirkung

Handlungsoptionen zur Reduktion der Kohleverstromung 
Staatshaushalt

Finanzielle Auswirkung 
(Effekt: + positiv; o neutral; − negativ)

Staatshaushalt Kohleunternehmen

Instrumente zur Abschaltung 
der ältesten Kraftwerke

Sicherheitsbereitschaft/ 
„Kohlereserve“ − +

CO2-Grenzwerte (spezifisch) o −

Mindestwirkungsgrade o −

Kohleausstiegsgesetz o −

Instrumente zur Begrenzung 
der jährlichen 

 Vollbenutzungsstunden

Klimaschutzbeitrag + −

Mengenbasierte CO2-Grenzwerte 
(absolut) o −

SRU 2017; Datenquelle: HERMANN et al. 2017; OEI et al. 2014; 2015a; 2015b; HORST et al. 2015; OEI 2016
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kungsgrade, sind in ihren Hochfahrzeiten jedoch 
 deutlich langsamer als offene Gasturbinen und eher 
vergleichbar mit modernen Kohlekraftwerken. 

 ɦ Zusätzlich wäre ein Kohleausstiegsgesetz denkbar, das 
vergleichbar mit dem Atomkonsens aus dem Jahr 2000 
Reststrom oder RestCO2Mengen für die verbleiben
den Kohlekraftwerke festschreibt. Durch das Über
tragen von Laufzeiten zwischen Blöcken oder zwi
schen Revieren und Unternehmen könnten den Betrei
bern zusätzliche Freiheiten gewährt werden, ohne die 
Gesamtemissionen zu verändern.

In Tabelle 7 werden die vorgestellten möglichen Instru
mente, die sich daraus ergebenden Wege zur Reduktion 
der Kohleverstromung sowie deren finanzielle Auswir
kung zusammenfassend dargestellt. Analysen des Öko
Instituts und des Büros für Energiewirtschaft und techni
sche Planung (BET) für das UBA (HERMANN et  al. 
2017) zeigen, dass die Auswahl des Instrumentes deut
lich größere Verteilungseffekte als Auswirkungen auf die 
Gesamterzeugungskosten des Stromsystems hat. Dies 
bezieht sich insbesondere auf die Verschiebung von 
 Deckungsbeiträgen zwischen den Betreibern der konven
tionellen Kraftwerksflotte. Des Weiteren können einige 
Instrumente (wie z. B. der Klimabeitrag) dem Staat als 
zusätzliche Einnahmequelle dienen; diese Einnahmen 
könnten gezielt für Strukturentwicklungsprograme oder 
das Löschen von CO2Zertifikaten eingesetzt werden. 
Die Autorinnen und Autoren kommen hierbei zu dem 
 Ergebnis, dass die parallele Abschaltung der ältesten 
Braun und Steinkohleanlagen die geringsten volkswirt
schaftlichen Auswirkungen und Verteilungseffekte ver
ursacht. 

60. Im Klimaschutzplan 2050 visiert die Bundes
regierung Diskussionen mit allen Betroffenen an, um 
einen Beschluss zum Kohleausstieg zu verfassen, welcher 
auf eine breitere Zustimmung in der Gesellschaft bauen 
kann (s. Kap.  4.2). Der Pfad zu einem vollständigen 
Kohle ausstieg kann ordnungsrechtlich durch unter
schiedliche Instrumente umgesetzt werden, die bei rich
tiger Parametrisierung gleichermaßen geeignet sind. Es 
ist auch eine Kombination aus verschiedenen Instrumen
ten denkbar, um eine bessere Treffsicherheit zur Einhal
tung eines strukturierten Ausstiegspfades zu gewährleis
ten. Eine vertiefte inhaltliche sowie rechtliche Bewertung 
möglicher Instrumente zur Umsetzung des Kohleaus
stiegs erfolgt im Rahmen dieser Stellungnahme nicht (zu 
verschiedenen rechtlichen Bewertungen s. HORST et al. 
2015; ZIEHM 2014). In Abschnitt 4.1.4 wird eine Emp
fehlung für einen strukturierten Kohleausstiegspfad auf 
Basis sozial und energiepolitischer Erwägungen vorge
stellt, der auf einer Kombination der verschiedenen 
Wege zur Reduktion der Kohleverstromung aufbaut. 

4.1.3 Neue europäische Standards 
für Stickstoffoxidemissionen 
aus Kohlekraftwerken

61. Die meisten der in Deutschland zur Stromerzeugung 
genutzten Kohlekraftwerke sind Großfeuerungsanlagen 
mit einer Feuerungswärmeleistung von über 300 Mega
watt thermisch (MWth). Großfeuerungsanlagen fallen 
unter die europäische Richtlinie über Industrieemis
sionen 2010/75/EU (IERichtlinie) und müssen dement
sprechend die besten verfügbaren Techniken (BVT) zur 
Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmut
zung anwenden. Diese BVT werden im Rahmen eines 
 Informationsaustausches zwischen den EUMitglied
staaten und Interessensvertretern diskutiert und dann in 
den sogenannten BVTMerkblättern festgelegt und be
schrieben. Die in den Schlussfolgerungen zu den besten 
verfügbaren Techniken genannten Emissionsbandbrei
ten sind bindend für die Mitgliedstaaten (Art. 15 Abs. 3 
IERichtlinie) und können als Grundlage für die Fort
schreibung oder Fest legung EUweiter Emissionsanfor
derungen dienen.

Für Großfeuerungsanlagen wurde der abschließende Ent
wurf für das aktualisierte BVTMerkblatt im Juni 2016 vor
gelegt (EIPPC 2016). Ende April 2017 hat der Ausschuss 
nach Art. 75 Abs. 2 IERichtlinie die Beschlussvorlage der 
Kommission zu den BVTSchlussfolgerungen mit einzel
nen Änderungen mit der erforderlichen qualifizierten 
Mehrheit angenommen. Er beschloss damit neue Umwelt
standards für Großfeuerungsanlagen, darunter auch 
 strengere Standards für die Emissionen von Staub, von 
Schwefel und Stickstoffoxiden sowie die erstmalige eu
roparechtliche Festsetzung von Standards für die Emissi
onen von Quecksilber (Europäische Kommission 2017). 
Diese Entscheidung ist im August 2017 als Durchführungs
rechtsakt im EUAmtsblatt veröffentlicht worden. Die 
neuen Umweltstandards müssen in nationales Recht um
gesetzt und von bestehenden Anlagen innerhalb von vier 
Jahren, das heißt bis 2021, eingehalten werden. Der SRU 
begrüßt die EUweite Verschärfung der Umweltstandards 
für Großfeuerungsanlagen sowie die Ein führung von Stan
dards für Quecksilberemissionen. Mit der Minderung der 
Emissionen an Staub, Schwefel oxiden, Stickstoffoxiden 
und Quecksilber in Europa kann deren schädlicher Ein
trag in die Umwelt reduziert  werden (s. a. Kap. 2.2).

62. Während die Betriebswerte der deutschen Groß
feuerungsanlagen für Schwefeloxide und Staub bereits 
heute weitgehend im Bereich der durch das aktualisierte 
BVTMerkblatt vorgegebenen Emissionsbandbreiten 
 liegen (Europäische Kommission 2017), werden sowohl 
die neuen Standards für Quecksilber als auch für Stick
stoffoxide einen Einfluss auf die Emissionsminderung 
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bei Kohlekraftwerken in Deutschland haben. Für Queck
silber verschärft sich der in Deutschland ab 2019 für be
stehende Großfeuerungsanlagen geltende Jahresmittel
wert von 10 µg/m3 (§ 11 Abs. 1 i. V. m. § 30 Abs. 1 Ziff. 2 
13.  Bundesimmissionsschutzverordnung (BImSchV)) 
auf einen Wert der Emissionsbandbreite von < 1–4 µg/m3 
für Steinkohlekraftwerke bzw. von <  1–7  µg/Nm3 für 
Braunkohlekraftwerke (Europäische Kommission 2017, 
Tab. 10.7).

Bei Stickstoffoxiden müssen Kohlekraftwerke mit einer 
Feuerungswärmeleistung über 300 MWth ab 2021 zusätz
lich zum Tagesmittelwert von 200 mg/m3 (§  4 Abs. 8 Ziff. 4 
13. BImSchV) einen Jahresmittelwert der Emissionsband
breite von < 85–150 mg/m3 einhalten. Allerdings wurde 
diese Anforderung über eine Fußnote für bestehende 
Braunkohlestaubfeuerungen mit einer Feuerungswärme
leistung über 300 MWth abgeschwächt: Für sie gilt eine 
Emissionsbandbreite von < 85–175 mg/m3 (Europäische 
Kommission 2017, Tab. 10.3). In Deutschland liegen die 
meisten Jahresmittelwerte der bestehenden großen Braun
kohlekraftwerke im Bereich zwischen 160 und 190 mg/m3. 
Alle Anlagen setzen ausschließlich primäre feuerungstech
nische Maßnahmen (z. B. Optimierung der Verbrennungs
bedingungen) zur Minderung der Stickstoffoxidemissio
nen ein (Deutscher Bundestag 2017). Das UBA schätzt, 
dass bei Festlegung eines nationalen Jahresmittelwerts 
von 175  mg/m3 nur vier Braunkohlekraftwerksblöcke 
 diesen Grenzwert sicher einhalten würden. Die restlichen 
betroffenen Braunkohlekraftwerke müssten teils mit ab
gasseitigen Maßnahmen (Sekundärmaßnahmen) nach
gerüstet werden, ein Teil wird aber auch allein mit einer 
Ver besserung der primären feuerungstechnischen Maß
nahmen, das heißt ohne zusätzliche Abgasreinigung, der 
Anforderung genügen können. Mit einem Jahresmittel
wert von 175 mg/m3 würden die Stickstoffoxidemissionen 
der in Deutschland betriebenen Braunkohlekraftwerke um 
circa 5  % sinken (schriftliche Mitteilung des UBA vom 
13. Juli 2017); bzw. nach einer anderen Schätzung um 7 % 
(DNV GL – Energy 2016).

63. Für die abgasseitige Reduktion der Stickstoffoxid
emissionen gibt es zwei Techniken: die selektive nicht
katalytische Reduktion (SNCR) und die selektive kataly
tische Reduktion (SCR). Das SCRVerfahren ist effektiver 
in Bezug auf die Minderung von Stickstoffoxiden (im All
gemeinen 80–95 % im Vergleich zu 30–50 % beim SNCR
Verfahren), dafür aber auch deutlich teurer als das 
SNCRVerfahren (EIPPC 2016, S.  215  ff.). Nach einer 
 europäischen Studie betragen die Investitionskosten für 
eine SNCRAbgasreinigung (inklusive Primärmaßnah
men) pro installiertem Kilowatt elektrischer Leistung 
(kWel) 50 Euro, die Kosten für eine SCRAbgasreinigung 
(ohne Primärmaßnahmen) werden auf 120  Euro pro 
kWel geschätzt (DNV GL  –  Energy 2016). Im oben ge

nannten Entwurf des BVTMerkblatts sind beide Abgas
reinigungstechniken als BVT für Großfeuerungsanlagen 
über 300  MWth, die unter Volllast laufen, aufgeführt 
(mit wenigen technisch bedingten Ausnahmen bei der 
SNCRTechnik). Mit dem Einbau eines SCRSystems, 
wie es in Deutschland bei Steinkohlekraftwerken größer 
300 MWth bereits üblich ist, könnten in Braunkohlekraft
werken Jahresmittelwerte unter 100 mg/m3 erreicht wer
den. Eine Absenkung des derzeitigen Stickstoffoxid
grenzwertes bei großen Braunkohleanlagen von 200 auf 
100 mg/m3 könnte zu einer Minderung der Stickstoffoxid
emissionen um rund 26 % führen (SRU 2015b, Tz. 549).

64. Aus Gründen des Umwelt und Gesundheitsschutzes 
ist eine weitere deutliche Minderung der Stickstoffoxid
emissionen sinnvoll und notwendig (Kap. 2.2). Der SRU 
hält es daher für gerechtfertigt, wenn die bestehenden 
Braunkohlekraftwerke in Deutschland mit der SCRTech
nik nachgerüstet werden. Dafür müsste die Bundesregie
rung im Rahmen der Umsetzung der neuen EUStan
dards für Großfeuerungsanlagen den Grenzwert für 
Stickstoffoxid emissionen bei Braunkohlekraftwerken 
ambitionierter gestalten – etwa im Bereich von 85 bis 
100  mg/m3 – als dies bei bloßer Orientierung an der 
 Obergrenze der EUrechtlichen Emissionsbandbreite in 
Höhe von 175  mg/m3 erfolgen würde. Allerdings müs  
sen die Minderungsmaßnahmen bei Kohlekraftwerken 
immer auch in Kombi nation mit dem erforderlichen 
 Ausstieg aus der Kohleverstromung diskutiert werden 
(SCHAIBLE 2017). Es wird bei einem strukturierten 
Ausstieg Braunkohlekraftwerke geben, die in wenigen 
Jahren ohnehin vom Netz gehen oder bei denen begrenz
te Restlaufzeiten mit verringerten Betriebsstunden ver
knüpft werden. Für diese Anlagen wären die Investitions
kosten für eine Abgas reinigung wie die SCRTechnik 
nicht vertretbar. In diesen Fällen sollten Ausnahmen 
vom ambitionierteren Stickstoffoxidgrenzwert möglich 
sein, die Anlagen sollten allerdings bis zum Ende ihrer 
Laufzeit die verfügbaren primären feuerungstechnischen 
Maßnahmen zur Begrenzung der Stickstoffoxidemissio
nen anwenden.

4.1.4 Empfehlung für einen  
 Kohleausstieg in drei Phasen

65. Ein strukturierter Pfad, um die Kohleverstromung zu 
beenden, der die klimapolitische Notwendigkeit ernst 
nimmt und regionale, soziale und technische Heraus
forderungen mit einbezieht, kann vereinfacht in drei 
Phasen unterteilt werden (siehe Abb. 5). Aufgrund des 
 langen Planungszeitraumes von bis zu zehn Jahren zur 
An passung der Braunkohleförderung in den Tagebauen 
sollte ein an diesen Phasen angelehnter Kohleausstieg 



4.1 Schritte zur Reduktion der Kohleverstromung

35

 ɦ Abbildung 5

Schrittweise Abschaltung der Kohlekraftwerke in 3 Phasen

SRU 2017

Einhaltung eines 
Kohleausstiegs für 
Deutschland in drei 
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eines Emissionsbudgets 
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schnellstmöglich verabschiedet werden, um Struktur
brüche zu vermeiden:

Phase 1: Abschaltung der ältesten Anlagen bis 2020, um 
einen Teil der Lücke zum 40 %Reduktionsziel zu schlie
ßen. Hiermit wird gleichzeitig erreicht, dass ältere Braun
kohlekraftwerke, bei denen sich eine Nachrüstung mit 
einer Abgasreinigung (SCR oder SNCR) nicht lohnt und 
die deswegen den ab 2021 einzuhaltenden ambitionierten 
NOxWert nicht erreichen können (siehe Abschn. 4.1.3), 
vom Netz gehen. Vorhandene Über kapazitäten sorgen 
dafür, dass keine Versorgungsengpässe entstehen.

Phase 2: Rückgang der Auslastung der verbliebenen Kohle
kraftwerke in den 2020erJahren, um die Kohleverstro
mung kontinuierlich zu reduzieren. Diese moderneren 
Anlagen müssen – sofern noch nicht vorhanden – ihre An
lagen mit abgasseitigen Maßnahmen nachrüsten (SCR 
oder SNCRTechnik), um den ambitionierten Stickstoff
oxidgrenzwert einhalten zu können. Ausnahmen von 
dieser Nachrüstpflicht sollte es nur für Anlagen geben, die 
in wenigen Jahren ohnehin vom Netz gehen oder bei denen 
begrenzte Restlaufzeiten mit verringerten Betriebsstun
den verknüpft werden. Diese Anlagen sollten allerdings 
bis zum Ende ihrer Laufzeit die verfügbaren primären feu
erungstechnischen Maßnahmen zur Begrenzung der Stick
stoffoxidemissionen anwenden. Durch die Vorhaltung der 
Kapazitäten besteht trotz des Atom ausstiegs keine Gefahr 
für die Versorgungssicherheit. Darüber hinaus kann durch 
den Weiterbetrieb der Blöcke auch ein Großteil der Ar
beitsplätze erhalten bleiben. Ein mögliches Klimaschutz
instrument hierfür wäre das Festlegen von konkreten CO2
Emissionsbudgets für jeden Kraftwerksblock vergleichbar 
den in Großbritannien eingeführten mengenbasierten 
CO2Grenzwerten (emissions performance standards) (s. 
Tz. 59; ZIEHM et al. 2014; OEI et al. 2015a). Ein Vorteil 
dieses Instrumentes ist, dass es eine Abschätzung der noch 
benötigten Braun kohlemengen pro Kraftwerk und pro 
Tage bau ermöglicht. So können auch die endgültigen Tage
baukanten frühzeitig festgelegt werden, was Vorteile für 
die An wohnerinnen und Anwohner (Gewissheit bzgl. mög
licher Umsiedlungen), Betreiber (Planung der Wieder
nutzbarmachungsarbeiten) und Behörden (Genehmi
gungsprozesse für die Änderung von Braunkohleplänen) 
mit sich bringt.

Phase 3: In den 2030erJahren werden die verbleibenden 
Kohlekraftwerke sukzessive geschlossen. Durch die hohen 
Fixkosten von Tagebauen ist der Weiterbetrieb mit ein
zelnen verbleibenden Kraftwerksblöcken nur bei sehr 
hohen Strompreisen und Vollbenutzungsstunden wirt
schaftlich. Daher erfolgt das Abschalten der letzten Anla
gen in jedem Revier aus technischen und wirtschaftlichen 
Gründen zeitgleich. Durch ein ambitioniertes Fortschrei
ben der Energiewende sollten bis in die 2030erJahre aus

reichend ErneuerbareEnergienAnlagen ans Netz ange
schlossen werden, um in Kombination mit Stromspeichern 
und Nachfragemanagementoptionen die Versorgungs
sicherheit zu gewährleisten.

In Abbildung 5, welche die drei Phasen skizziert,  werden 
CO2Emissionen und Stromerzeugung durch Kohlekraft
werke vereinfachend gemeinsam abgebildet. Bei einer 
Differenzierung würde aufgrund der höheren spezifi
schen Emissionen der älteren Anlagen der Emissions
verlauf zu Beginn minimal steiler abfallen und dafür 
 später flacher verlaufen.

4.2 Kohleausstieg im Konsens

66. Die Kohleverstromung ist zu einem bedeutenden 
 gesellschaftlichen Konfliktfeld geworden: In vergleich
baren Situationen, wie dem Ausstieg aus dem Steinkohle
abbau und dem Atomausstieg, hat sich eine Einigung 
 zwischen Politik und Betroffenen als sinnvoller Weg 
 erwiesen. Es scheint daher richtig, auch für den 
Kohleausstiegs prozess eine grundsätzliche Vereinbarung 
mit betroffenen Akteuren anzustreben und einen darauf 
ausgerichteten konsultativen Prozess anzustoßen.

4.2.1 Mehrwert eines Kohlekonsenses

67. Ein Konsens über das Ende der Kohleverstromung, 
der einen gemeinsam erarbeiteten Ausstiegspfad be
schreibt, hätte eine Reihe von Vorteilen: 

 ɦ Ein Konsens würde eine stabile wirtschaftliche 
Planungs grundlage schaffen und damit Investitions
sicherheit schaffen. Gesetzgeberische Risiken würden 
minimiert, die Gefahr kostspieliger Klagen von betrof
fenen Unternehmen verringert. Ein möglicher polari
sierender Konflikt um die Zukunft der Kohle könnte 
befriedet werden, politisches und gesellschaftliches 
Vertrauen in die Ernsthaftigkeit der Energiewende 
würde verbessert. 

 ɦ Der Rückgang der Kohleverstromung könnte eng an 
konkrete Maßnahmen zur Abfederung der sozialen und 
ökonomischen Folgen an den betroffenen Standorten 
gekoppelt werden. Im Dialog mit Bundesländern, 
Unternehmen und Gewerkschaften könnten neue wirt
schaftliche Perspektiven eröffnet und Ansätze für 
einen effektiven Einsatz von Fördergeldern entwickelt 
werden.

 ɦ Unter Beteiligung der maßgeblich betroffenen Unter
nehmen und Arbeitnehmervertretungen könnte im 
Detail ein Ausstiegspfad ausgearbeitet werden, der 
die Emissionsminderung möglichst kosteneffizient 
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umsetzt und die Strukturentwicklung in den einzelnen 
Braunkohlerevieren gezielt fördert. Dabei könnten 
Verteilungsfragen zwischen Stein und Braunkohle 
einerseits sowie zwischen einzelnen Braunkohle
revieren verhandelt und Kompromisse erzielt werden. 

68. Das Bundeswirtschaftsministerium hat bereits im 
„Impulspapier Strom 2030“ die Notwendigkeit eines 
 Dialogs zur Umsetzung der Klimaziele im Strombereich 
nach 2020 anerkannt (BMWi 2016, S.  12). Im Klima
schutzplan 2050 wurde beschlossen, Anfang 2018 eine 
Kommission einzurichten, deren Aufgabe es ist, „zur Un
terstützung des Strukturwandels einen Instrumenten
mix [zu] entwickeln, der wirtschaftliche Entwicklung, 
Strukturwandel, Sozialverträglichkeit und Klimaschutz 
zusammen bringt“ (BMUB 2016, S. 36). Mit der Einrich
tung einer Kohlekommission würde die Bundesregierung 
eine Empfehlung aus dem Dialogprozess zum Klima
schutzplan 2050 aufgreifen, die vom Bundesländer
forum, dem Bürgerforum und weiteren Akteuren unter
stützt wurde („KSPE07a: Ausstieg aus der Strom  
erzeugung durch Kohlekraftwerke – Dialogprozess“, 
Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie et  al. 
2016, S. 39 ff.). Auch andere Akteure haben in der Ver
gangenheit vorgeschlagen, den Ausstieg aus der Kohle
verstromung in einem breiten gesellschaftlichen Kon
sens zu entwickeln (u.  a. SRU 2015a; Agora Energie 
wende 2016a). Der SRU begrüßt die geplante Einrich
tung der Kommission und macht im Folgenden Vorschlä
ge zu ihrer Ausgestaltung.

4.2.2 Auftrag einer Kohlekommission

69. Nach Auffassung des SRU wird eine Kommission 
zum Ausstieg aus der Kohleverstromung nur erfolgreich 
sein, wenn sie auf Basis eines klaren politischen Mandats 
handelt und der Arbeitsauftrag seitens der Politik ein
deutig festgelegt ist. Die Kommission kann dazu beitra
gen, die vielen offenen Fragen des Kohleausstiegs mög
lichst im Konsens zu klären. Dabei geht es nicht nur um 
betriebswirtschaftliche Belange der betroffenen Unter
nehmen, den Erhalt von Arbeitsplätzen und struktur
politische Gestaltungsmöglichkeiten, sondern auch um 
die Gewährleistung von Klima und Umweltschutz. 

Die Anforderungen an die zukünftige Strukturpolitik hän
gen insgesamt und bezogen auf die betroffenen  Regionen 
vom genauen Ausstiegsfahrplan sowie dem Enddatum des 
Kohleausstiegs ab. Anders als bisher im Klimaschutzplan 
2050 vorgesehen erscheint es daher sinnvoll, von Anfang 
an den Kohleausstiegspfad in die Gespräche der Kommis
sion für Wachstum, Strukturwandel und Regionalentwick
lung einzubeziehen. So kann verhindert werden, dass 
 gegebenenfalls eine struktur politisch motivierte Verein
barung getroffen wird, welche den klimapolitischen Not

wendigkeiten nicht gerecht wird. Mit Blick auf den Hand
lungsdruck, die Klimaschutzziele und das verbleibende 
CO2Emissionsbudget ist es aus Sicht des SRU erforder
lich, in der jetzt beginnenden Legislatur nicht nur einen 
Beschluss zum Ausstieg aus der Kohleverstromung zu fas
sen, sondern auch einen verbindlichen Ausstiegspfad zu 
vereinbaren. Die Bundesregierung sollte daher vorab ver
bindlich fest legen, welchen Beitrag zum Klimaschutz der 
Kohlesektor leisten soll, das heißt welches verbleibende 
CO2Emissions budget der Kohleverstromung zugespro
chen wird. Dabei ergibt sich der notwendige Beitrag der 
Kohleverstromung zur Energiewende aus dem Kontext 
einer Gesamtstrategie für den langfristigen Klimaschutz. 
Diese Entscheidung geht notwendigerweise über die Zu
ständigkeit einer solchen Kohlekommission hinaus. Die 
Vorgabe entlastet die Beteiligten von der Frage des „Ob“ 
und schärft den Fokus auf die Frage „Wie“ ein Kohleaus
stieg erfolgen kann.

Der SRU empfiehlt daher den Regierungsparteien, den 
Kohleausstieg im Koalitionsvertrag als eine prioritäre Auf
gabe festzuhalten. Dort sollte ein verbindliches CO2Emis
sionsbudget für die Kohleverstromung für den Zeitraum 
2015 bis 2040 festgelegt werden, das mit den nationalen 
und internationalen Klimaschutzzielen vereinbar ist (Ab
schn. 2.1.3). Ein weiterer Vorteil des Budget ansatzes ist, 
dass so für die Braunkohle die zukünftig noch benötigten 
Tagebauflächen errechnet werden können. Dies führt zu 
mehr Planungssicherheit für zum Teil noch von Umsied
lungen bedrohte Bürgerinnen und Bürger und für die Wie
dernutzbarmachungsvorhaben der Bergbauunternehmen. 

Auf Basis dieses vorgegebenen Gesamtbudgets könnte es 
Aufgabe der Kommission sein:

 ɦ einen volkswirtschaftlich effizienten und hinsichtlich 
der Verteilungsgerechtigkeit akzeptablen Pfad für eine 
schrittweise Minderung der Verstromung von Braun 
und Steinkohle zu entwickeln. Der Pfad sollte Arbeits
platzverluste von Beschäftigten im Braunkohleabbau, 
in den Kraftwerken sowie in den entsprechenden Wert
schöpfungsketten möglichst gering halten und die Ver
sorgungssicherheit gewährleisten (SRU 2015a).

 ɦ Investitionsfelder in den betroffenen Braunkohleregi
onen zu identifizieren, übergeordnete Strategien zur 
Unterstützung des regionalen Strukturwandels zu ent
wickeln und deren Finanzierungsbedarf abzuschätzen. 
Dabei sollte sie Expertise aus den betroffenen Regio
nen und der Wissenschaft einbeziehen. Zudem sollte 
sie Maßnahmen zur sozialen Abfederung des Kohleaus
stiegs identifizieren.

 ɦ untersuchen zu lassen, inwiefern die Folgekosten des 
Kohlebergbaus (Wiedernutzbarmachung und langfris
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tige Folgekosten, vgl. Abschn. 3.1.4) durch die gebilde
ten Rückstellungen gedeckt werden können. Sie sollte 
Wege aufzeigen, wie die Folgekosten wie vom Gesetz
geber vorgesehen von den Bergbauunternehmen über
nommen werden, sodass sie nicht auf öffentliche Haus
halte abgewälzt werden.

 70. Es sollte vermieden werden, die Kommission mit 
einem fachlich zu breiten Mandat zu überlasten. Nicht 
alle sich beim Kohleausstieg ergebenden Fragen können 
im Rahmen einer solchen Kommission beantwortet wer
den. So können nicht alle Herausforderungen des 
Struktur wandels in einer nationalen Kohlekommission 
abschließend gelöst werden. Die Folgen des vereinbarten 
Kohleausstiegspfades und die notwendigen strukturpoli
tischen Strategien sollten daher im Anschluss in regiona
len Prozessen unter Beteiligung der relevanten Akteure 
präzisiert werden. Auch die zukünftige Gestaltung des 
Strommarktes sollte in den Dialogprozess nicht einbe
zogen werden. Vielmehr kann erst eine verbindliche Ent
scheidung über das Ende der Kohleverstromung und den 
damit verbundenen Ausstiegspfad Grundlage zukünfti
ger Verhandlungen über das Strommarktdesign sein.

4.2.3 Mitglieder und Arbeitsweise 
der Kommission

71. Die Legitimität und Stabilität von Verhandlungs
ergebnissen hängt nicht nur von Inhalt und Wirkung ab, 
sondern auch maßgeblich davon, ob der Prozess gesell
schaftlich als legitim anerkannt wird. Es ist daher wich
tig, wie die Zusammensetzung und Arbeitsweise einer 
solchen Kommission ausgestaltet sind. Die Federführung 
für die Kohlekommission sollte gemeinsam von den Res
sorts wahrgenommen werden, die für die Energiepolitik 
und den Klimaschutz zuständig sind (also derzeit das 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und 
Reaktor sicherheit und das Bundesministerium für Wirt
schaft und Energie). Andere relevante Ministerien – das 
Finanz, Gesundheits und das Arbeits und Sozialressort 
– sowie die Bundesländer müssen frühzeitig beteiligt 
werden.

Die Zahl der Kommissionsmitglieder sollte zwar begrenzt 
sein, gleichzeitig ist es erforderlich, dass die Kommission 
die wichtigsten betroffenen Gruppen repräsentiert. Nur 
dann ist es möglich, einen breit getragenen Konsens zu 
erzielen. Beteiligt sein sollten Vertreterinnen und Vertre
ter folgender Gruppen: Bund, Länder, be troffene Regio
nen, Braun und Steinkohlewirtschaft, Umwelt verbände, 
Gewerkschaften und Wissenschaft (vgl. SRU 2015a, 
Tz. 41 f.). Bislang sieht die im Klimaschutzplan vorgese
hene Kommission die Mitwirkung der Zivilgesellschaft – 
mit der Ausnahme regionaler Akteurinnen und Akteure – 

nicht vor. Da der Ausstieg aus der Kohle verstromung dazu 
dient umweltpolitische Ziele zu erreichen, ist aus Sicht 
des SRU die Beteiligung von Umweltverbänden für eine 
starke gesellschaftliche Akzeptanz und Legitimität des 
Gremiums erforderlich (SRU 2015a). Zu einer ausgewo
genen Besetzung des Gremiums würde zudem beitragen, 
wenn betroffene Unternehmen durch eine gemeinsame 
Interessensvertretung bei Verhandlungen agieren. So kann 
zudem sichergestellt werden, dass sowohl Interessen der 
Kraftwerksbetreiber als auch der entsprechenden Tage
baue im Blick behalten werden. Ähnlich sollte auch bei 
der Auswahl der beteiligten Gewerkschaften verfahren 
werden, sie sollten sowohl die Interessen der Mitarbei
tenden der Kraftwerke wie auch der Tagebaue vertreten.

72. Der durch die Kommission initiierte Dialogprozess 
bietet den Betroffenen die Gelegenheit von Verhandlun
gen „im Schatten der Hierarchie“ (MAYNTZ und 
SCHARPF 1995), wie sie beispielsweise beim ursprüng
lichen Atomausstieg erfolgreich gewesen sind (vgl. TÖL
LER 2012). Allerdings ist nicht zu erwarten, dass die am 
Status quo orientierten und von einem Kohleausstieg pri
mär negativ betroffenen Bergbauunternehmen, Gewerk
schaften, Betreiber von Kohlekraftwerken und Vertre
tungen der betroffenen Regionen hohes Interesse am 
Erzielen einer einvernehmlichen Lösung zeigen. Für das 
Verhalten der Verhandelnden ist entscheidend, welche 
Folgen im Falle eines Scheiterns der Kommission drohen 
(BENZ 2007, S. 113  ff.). Daher sollte deutlich werden, 
dass die Kommission den Betroffenen die Möglichkeit 
 eröffnet, den Ausstiegsfahrplan durch Vorschläge mit
zugestalten. Wenn die Kommission nicht zu einvernehm
lichen Vorschlägen kommt, ist es Aufgabe der Bundes
regierung, einen mit dem CO2Emissionsbudget 
kompatiblen Ausstiegsfahrplan festzulegen. Letztlich 
muss der Kohleausstieg durch Verabschiedung eines ent
sprechenden Gesetzes vom Bundestag mit möglichst 
breiter Mehrheit getragen werden.

73. Die Kommission sollte durch ein kleines wissen
schaftliches Begleitgremium unterstützt werden, das die 
Vereinbarkeit der besprochenen Positionen mit den 
rechtlichen Vorgaben untersucht und auf die politischen 
Vorgaben hin bewertet. Insbesondere sollte das Begleit
gremium sicherstellen, dass der vereinbarte Ausstiegs
pfad mit dem von der Bundesregierung vorgegebenen 
CO2Emissionsbudget konsistent ist. Kurzfristig verfüg
barer Sachverstand wird voraussichtlich auch im Hin
blick auf Rückstellungen für Folgekosten erforderlich 
sein.

74. Die Transparenz der Arbeitsweise ist sowohl unter 
verhandlungs als auch demokratietheoretischen Ge
sichtspunkten zu betrachten. Aus demokratischer Sicht 
erhöht Transparenz generell die Legitimität von Verfah
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ren. Sie trägt zudem dazu bei, dass der Modus des Tausch
geschäfts („Bargaining“) weniger dominant ist, da die 
Öffentlichkeit von den Teilnehmenden deliberative, ver
ständigungsorientierte Verhandlungen („Arguing“) ein
fordert (ELSTER 1998, S. 111). Allerdings erhöhen Ver
handlungen hinter geschlossenen Türen tendenziell den 
Verhandlungsspielraum der Teilnehmenden  (PUTNAM 
1988). Um die Legitimität der Kommission abzusichern, 
ist aus Sicht des SRU ein Mindestmaß an Transparenz si

cherzustellen, ohne die vertrauensvolle Zusammenarbeit 
der Kommission zu gefährden. So könnten beispielswei
se Tagesordnung und Ergebnis protokoll der jeweiligen 
Kommissionssitzung veröffentlicht werden. Die Ein
schät zungen des wissenschaftlichen Begleitgremiums 
sollten der Öffentlichkeit zur Verfügung stehen. Dadurch 
wird eine transparente und um fassende gesellschaftliche 
und politische Debatte über die Verhandlungen ermög
licht.

5 Handlungsempfehlungen

75. Um einen angemessenen Beitrag zum globalen Kli
maschutz zu leisten, muss Deutschland die Verbrennung 
fossilen Kohlenstoffs schnell verringern und sein Wirt
schaftssystem bis 2050 weitestgehend treibhaus gas
neutral ge stalten. Es besteht allerdings die Gefahr, dass 
Deutschland seine nationalen Klimaschutzziele für 2020 
und 2030 nicht einhalten kann. Die neue Bundes
regierung sollte folglich unverzüglich einen Kohleaus
stieg einleiten, um einen wichtigen Schritt Richtung 
Zielerreichung zu gehen. Eine zügige Reduzierung der 
Kohleverstromung würde nicht nur große Emissions
reduktionen zu relativ geringen Kosten liefern, sondern 
hätte zudem erhebliche positive Wirkungen auf Umwelt 
und menschliche Gesundheit sowie energiewirtschaft
liche Vorteile.

76. Der SRU spricht sich dafür aus, den Ausstieg aus der 
Kohleverstromung in drei Phasen durchzuführen: Im 
Zeitraum bis 2020 sollten die ältesten, ineffizientesten 
und CO2intensivsten Kohlekraftwerke stillgelegt wer
den. In der zweiten Phase bis 2030 sollten die verblie
benen Kohlekraftwerke mit verminderter Auslastung 
 betrieben werden, aber zur Gewährleistung der Versor
gungssicherheit größten teils am Netz bleiben. In der 
dritten Phase werden die  übrigen Kohlekraftwerke im 
Verlauf der 2030erJahre sukzessive geschlossen. Das ge
naue Abschaltjahr des letzten Kohlekraftwerks muss von 
der Bundesregierung beschlossen werden, ist jedoch 
zweitrangig, solange ein mit dem Klimaabkommen von 
Paris im Einklang stehendes CO2Emissionsbudget ein
gehalten wird. Die dabei entstehenden Herausforderun
gen im Hinblick auf die Versorgungssicherheit und die 
wirtschaftliche Entwicklung in den Braunkohleregionen 
sind ernst zu nehmen,  können aber bewältigt werden.

77. Die neue Bundesregierung sollte zudem – wie im 
 Klimaschutzplan 2050 vorgesehen – eine Kommission 
einsetzen, um die notwendigen Entscheidungen in Kon
sultation mit den betroffenen Akteuren zu treffen. Dabei 
sollte eine solche Kommission auf Basis eines klaren po
litischen Mandats handeln. Eine zentrale, der Kommissi
on vorzugebende Rahmenbedingung ist ein für die Koh
leverstromung verbleibendes CO2Emissionsbudget. Aus 
wissenschaftlicher Sicht sollten die kumulativen Emissi
onen der Kohleverstromung bis zu deren Auslaufen 
2.000 Mt CO2 nicht überschreiten. Die Kommission soll
te Empfehlungen für einen konkreten Ausstiegspfad, zur 
instrumentellen Ausgestaltung sowie zur Abfederung der 
sozialen und ökonomischen Folgen in den betroffenen 
Regionen erarbeiten. 
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